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Artikel 1
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Zwecken
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Evaluation des Gesetzes

Kapitel 1

Allgemeine Vorschriften

§1
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen

Rechtsverordnungen ist oder sind

1.

Tetrahydrocannabinol (THC): die natirliche Wirkstoffgruppe Tetrahydrocannabinol in
der Cannabispflanze und ihre natiurlich vorkommenden Isomere wie (-)-trans- A9-
Tetrahydrocannabinol (Dronabinol) sowie stereochemische Varianten;

Haschisch: das abgesonderte Harz der Pflanze;

Stecklinge: Jungpflanzen oder Sprossteile von Cannabispflanzen, die zur Anzucht von
Cannabispflanzen verwendet werden sollen und Uber keine Blutenstande oder
Fruchtstande verfligen;

Vermehrungsmaterial: Samen und Stecklinge von Cannabispflanzen;

Cannabis:

Cannabis im Sinne dieses Gesetzes sind die folgenden Gegenstdnde und Produkte:
a. Samen, Pflanzen und Pflanzenteile der Gattung Cannabis,



b. das abgesonderte Harz der zur Gattung Cannabis gehdrenden Pflanzen (Haschisch),
c. das extrahierte Ol (Haschischél) und sonstige Konzentrate und Extrakte und
d. cannabishaltige Zubereitungen, Mischungen oder Lebensmittel

wenn sie einen Gehalt von mehr als 0,3 Prozent THC haben oder, im Falle von Samen
und nicht geernteten Pflanzen, wenn sie nach ihren biologischen Eigenschaften einen
solchen THC-Gehalt in weiteren Entwicklungsstadien regelmaf3ig haben kdnnen.

7. Nutzhanf: Cannabispflanzen-und-Teile-der Cannabispflanzen;

Nutzhanf sind die in Absatz 1 Nummer 1 genannten Gegensténde mit einem THC-Gehalt
von bis zu maximal 0,3%. Hiervon abweichend gilt als Nutzhanf auch Cannabis, das als
Schutzstreifen bei der Riilbenziichtung gepflanzt und vor der Bliite vernichtet wird.

8. Anbau: der Anbau und die Aufzucht von Cannabispflanzen einschlie3lich der
Trimmung, der Ernte, der Trocknung, der Gewinnung von Haschisch sowie der
Verpackung und Lagerung des angebauten Cannabis und hergestellten
Vermehrungsmaterials;

9. Eigenanbau: nicht-gewerblicher Anbau zum Zwecke des Eigenkonsums;
10. privater Eigenanbau: der Eigenanbau im Bereich der Wohnung;

11. Anbauvereinigung: eingetragener nicht wirtschaftlicher Verein, dessen Zweck der
gemeinschaftliche Eigenanbau und die Weitergabe von Cannabis und
Vermehrungsmaterial zum Eigenkonsum ist;

12. Werbung: jede Art kommerzieller Kommunikation mit dem Ziel, der Wirkung oder der
wahrscheinlichen Wirkung, den Konsum oder die Weitergabe von Cannabis
unmittelbar oder mittelbar zu férdern, unabhangig davon, ob sie Uber das gesprochene
Wort personlich oder im Horfunk, digital, in der Presse oder in einer anderen
gedruckten Veroffentlichung innerhalb oder auRerhalb geschlossener R&aume
einschliel3lich Schaufensterwerbung erfolgt sowie wenn davon ausgegangen werden
muss, dass ein nicht unerheblicher Teil der Adressatinnen und Adressaten dies als
Werbung fur Cannabis wahrnimmt;

13. Sponsoring: jede Foérderung von Einzelpersonen, Anbauvereinigungen oder
Veranstaltungen in Form von Geld-, Sach- oder Dienstleistungen mit dem Ziel, der
Wirkung oder der wahrscheinlichen Wirkung, den Konsum oder die Weitergabe von
Cannabis unmittelbar oder mittelbar zu férdern; ausgenommen hiervon sind Spenden
fur die Anbauvereinigung.

14. Wohnsitz: der Ort, an dem eine Person eine Wohnung unter Umstéanden innehat, die
darauf schlieRen lassen, dass sie die Wohnung beibehalten und benutzen wird;

15. gewohnlicher Aufenthalt: der Ort, an dem sich eine Person unter Umstanden aufhalt,
die erkennen lassen, dass sie an diesem Ort oder in diesem Gebiet nicht nur
voribergehend verweilt sowie ein zeitlich zusammenhangender Aufenthalt von
mindestens sechs Monaten Dauer, wobei kurzfristige Unterbrechungen
unbericksichtigt bleiben;

16. Kinder: Personen, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben;



17.

18.

19.

20.

21.

22.

Jugendliche: Personen, die das 14. Lebensjahr, aber noch nicht das 18. Lebensjahr
vollendet;

Heranwachsende: Personen, die das 18. Lebensjahr, aber noch nicht das 21.
Lebensjahr vollendet haben;

Gewachshauser: in oder au3erhalb von geschlossenen Raumlichkeiten befindliche, in
sich abgeschlossene Anbauorte fir Cannabispflanzen oder Vermehrungsmaterial,

befriedetes Besitztum: ein Grundstiick, eine Anbauflache, ein Gewdachshaus, ein
Gebaude oder ein Teil eines Gebaudes, das, der oder die von der berechtigten Person
in aulerlich erkennbarer Weise durch Schutzvorrichtungen gegen das beliebige
Betreten gesichert ist;

entgeltlich Beschaftigte: Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, in einer
Beschaftigung im Sinne des § 7 Absatz 1 Viertes Buch Sozialgesetzbuch tétig sind und
ein Arbeitsentgelt im Sinne des § 14 Viertes Buch Sozialgesetzbuch fur ihre Tatigkeit
erhalten;

Praventionsbeauftragter: eine fur den Jugendschutz sowie fir Sucht- und
Praventionsfragen beauftragte Person;

23. Angehdrige:

a) Verwandte und Verschwagerte gerader Linie, der Ehegatte oder der
Lebenspartner, der Verlobte, Geschwister, Ehegatten oder Lebenspartner der
Geschwister, Geschwister der Ehegatten oder Lebenspartner, und zwar auch
dann, wenn die Ehe oder die Lebenspartnerschaft, welche die Beziehung
begriindet hat, nicht mehr besteht oder wenn die Verwandtschaft oder
Schwégerschaft erloschen ist, sowie

b) Pflegeeltern und Pflegekinder.

Anmerkung:

Wir halten Edibles und Extrakte von Cannabis als schonendere Konsumform ftr sinnvoll,
auRerdem sollte diese Produktpalette nicht den Schwarzmarkt tUberlassen werden. Wir
schlagen deshalb vor, die Definition von Cannabis aus dem Cannabiskontrollgesetz zu
verwenden.

Anbauvereinigungen werden einen erheblichen Investitionsbedarf haben, deshalb sollten
zumindest Spenden ausdrtcklich erlaubt sein.

§2
Umgang mit Cannabis

(1) Es ist verboten, Cannabis

2. anzubauen,
3. mitihm Handel zu treiben,

4.

es zu veraulern,



5. es einzufihren, auszufiihren oder durchzufiuhren,

6. abzugeben oder weiterzugeben, es sei denn die Abgabe oder Weitergabe erfolgt
unentgeltlich und nicht gewerblich,

7. sonst Cannabis mit Gewinnabsicht in Verkehr zu bringen oder

8. Cannabis kauflich zu erwerben.

(3) Vom Verbot nach Absatz 1 ausgenommen sind flr Personen, die das 18.
Lebensjahr vollendet haben,

2. der private Eigenanbau zum Eigenkonsum und die Weitergabe von Cannabis nach § 9
und

3. der gemeinschaftliche, nicht-gewerbliche Eigenanbau zum Eigenkonsum und die
Weitergabe von Cannabis in Anbauvereinigungen nach Kapitel 4.

(4) Bei VerstbRen gegen das Verbot nach Absatz 1 wird das jeweils aufgefundene
Cannabis von den zustandigen Behodrden nach den 88 47 bis 50 des
Bundespolizeigesetzes und den Vorschriften der Polizeigesetze der Lander sichergestellt,
verwahrt und vernichtet.

Anmerkung:

Um den erfolgten Paradigmenwechsel in der Cannabis-Politik zu verdeutlichen, sollte auf
ein Besitzverbot von Cannabis verzichtet werden, und lediglich der Besitz oberhalb der
erlaubten Besitzgrenze reguliert werden.

Cannabis, insbesondere aus dem personlichen Eigenanbau, sollte an Dritte abgegeben
werden durfen, sofern die Abgabe unentgeltlich und ohne gewerbliche Absicht erfolgt.

Ein Extraktionsverbot ist nicht zielfihrend, da Edibles und Extrakte erlaubt sein sollten.

§3
Erlaubter Besitz von Cannabis

(1) Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, ist der Besitz und Erwerb von
bis zu 60 Gramm Cannabis zum Eigenkonsum erlaubt.

(2) Im Bereich des befriedeten Besitztums des Anbauenden ist auch das Aufbewahren
der jeweiligen Ernten der erlaubten Pflanzenzahl gemaf 8 9 (1) oberhalb der in Absatz 1
genannten Grenze zulassig.

(3) Der Besitz von mehr als 25 Gramm Cannabis ist ebenfalls erlaubt innerhalb des
befriedeten Besitztums einer Anbauvereinigung mit einer Erlaubnis nach § 11 Absatz 1.

(4) Beschrédnkungen des Besitzes von Cannabis fiir Soldatinnen und Soldaten der
Bundeswehr aufgrund dienstrechtlicher Vorschriften bleiben von Absatz 1 unbertihrt.



Anmerkung:

Die Grenze von 25 g bis zu niedrig gewahlt, eine Grenze von 60 g erscheint angesichts
der tatsdchlichen Konsumsverhéltnisse angemessener. Weiterhin sollte klargestellt
werden, dass auch der Erwerb von bis zu 60 g straffrei ist.

AuBerdem ist eine Klarstellung erforderlich, dass auch die Ernten im Eigenanbau ohne
Gewichtsgrenze gelagert werden kdnnen.

§4
Einfuhr von Vermehrungsmaterial Cannabissamen
Die Einfuhr von Vermehrungsmaterial aus Mitgliedstaaten der Européischen Union
zum Zweck des privaten Eigenanbaus zum Eigenkonsum von Cannabis nach § 9 oder des
gemeinschaftlichen, nicht-gewerblichen Anbaus von Cannabis in Anbauvereinigungen zum
Eigenkonsum nach Kapitel 4 ist erlaubt.

Anmerkung:

Der Import von Stecklingen sollte ebenfalls moglich sein, deshalb wurde hier die Regelung
auf Vermehrungsmaterial insgesamt ausgedehnt.

Kapitel 2

Gesundheitsschutz, Kinder- und Jugendschutz, Pravention

85
Konsumverbot

(1) Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, ist der Konsum von
Cannabis untersagt.

(2) Dert
Eeber@ak%%mehwenendemabenqswepbe{e# Der offentllche Konsum von Cannabls
ist verboten

1. in und—in—eirem—Abstand—von—bis—zu—200—Metern unmittelbarer Nahe zum
Eingangsbereich von Schulen, Kinder- und Jugendeinrichtungen, in 6ffentlich
zuganglichen Sportstéatten sowie auf und in einem Abstand von bis zu 200 Metern zum
Eingangsbereich von Kinderspielplatzen,

(3) Beschrénkungen des Konsums von Cannabis fir Soldatinnen und Soldaten der
Bundeswehr aufgrund dienstrechtlicher Vorschriften bleiben unberthrt.

Anmerkung:



Konsumverbote in der Offentlichkeit sind nicht zielfihrend, da sie nicht geeignet sind, den
Kontroll- und Verfolgungsdruck entscheidend abzubauen. Aus Jugendschutzsicht sind sie
ebenfalls nicht erforderlich, dass mildere Mittel gibt, Cannabiskonsum unter Jugendlichen
zu verhindern, zum Beispiel stark ausgebaute Praventionsangebote.

Abstandsregelungen sind ebenfalls nicht zielfihrend, da sie weder geeignet sind, ein
geeignetes Ziel zu erreichen, und fir erhebliche Rechtsunsicherheit sorgen werden.

Aul3erdem halten wir den gemeinsamen Konsum in Anbauvereinigung fur sinnvoll, um eine
soziale Kontrolle innerhalb der Vereinigung zu erméglichen. Ein sachlicher Grund fur ein
Verbot des gemeinsamen Konsums in Vereinigungen ist nicht ersichtlich.

86
Allgemeines Werbe- und Sponsoringverbot

Werbung und jede Form des Sponsorings fiir Cannabis und fiir Anbauvereinigungen
sind verboten.

87
Frihintervention

Das Jugendamt oder eine andere zustandige Behodrde soll den
Personensorgeberechtigten von Kindern und Jugendlichen, die gegen das Verbot nach
§ 2 Absatz 1 oder 8 5 Absatz 1 verstof3en, die Teilnahme der oder des Jugendlichen an
geeigneten Frihinterventionsprogrammen oder vergleichbaren Malinahmen anbieten. Die
Mafinahme soll die Teilnehmenden in die Lage versetzen, ihren Umgang mit Cannabis zu
reflektieren, gesundheitliche Risiken zu erkennen und von einem weiteren Konsum
abzusehen.

§8
Suchtpravention
(1) Die Bundeszentrale fir gesundheitliche Aufklarung

1. errichtet eine digitale Plattform, auf der sie Informationen zu der Wirkung, den Risiken
und der risikoreduzierten Nutzung von Cannabis, zu Angeboten flir Préavention,
Beratung und Behandlung sowie zu diesem Gesetz nutzerfreundlich und
adressatengerecht bereitstellt,

2. entwickelt insbesondere ihr bestehendes Angebot an cannabisspezifischen
Praventionsmafinahmen fur Jugendliche sowie fiir junge Erwachsene in Bezug auf den
Konsum von Cannabis evidenzbasiert weiter und baut dieses aus,

3. baut ein strukturiertes, digitales zielgruppenspezifisches Beratungsangebot fir
Konsumentinnen und Konsumenten von Cannabis auf und

4. berat und informiert zielgruppenspezifisch Konsumentinnen und Konsumenten von
Cannabis zu PraventionsmalBnhahmen, zur Wirkung, zu den Risiken und zur
risikoreduzierten Nutzung von Cannabis sowie zu den Moglichkeiten einer
weitergehenden wohnortnahen Beratung oder Hilfe.



(2) Die Bundeszentrale fur gesundheitliche Aufklarung stellt digital die nach
§ 21 Absatz 3 erforderlichen Informationen in leicht verstandlicher Sprache zum
Herunterladen fir Anbauvereinigungen bereit.

Kapitel 3

Privater Eigenanbau durch Erwachsene zum Eigenkonsum

§9

Anforderungen an den privaten Eigenanbau zum Eigenkonsum

(1) Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, ist der Anbau von
Cannabispflanzen fir den personlichen Eigenbedarfim Bereich des befriedeten Besitztums
des oder der Anbauenden erlaubt. Der Anbau ist auf maximal drei weibliche, blihende
Cannabispflanzen (auch Nutzhanf) gleichzeitig beschrénkt.

(3) Privater Eigenanbau innerhalb militarischer Bereiche ist verboten.
Anmerkung:

Hier sollte die Klarstellung erfolgen, dass maximal 3 bluhende Pflanzen gleichzeitig
gehalten werden kénnen. Durch diese Regelung ist es moglich, dass bereits weitere
Jungpflanzen gezogen werden kénnen, die dann nach der Ernte der blihenden Pflanzen
ebenfalls in die Bliihphase tGbergehen kdénnen.

§10
SchutzmalRnahmen bei privatem Eigenanbau zum Eigenkonsum

(1) Wer privaten Eigenanbau betreibt, hat privat angebautes Cannabis und
Vermehrungsmaterial durch geeignete Maf3nahmen und Sicherheitsvorkehrungen vor dem
Zugriff durch Kinder, Jugendliche oder Dritte zu schitzen.

(2) Privater Eigenanbau darf keine unzumutbaren Belastigungen und Stérungen fir
die Nachbarschaft verursachen. Letztere kénnen nicht pauschal mit dem Schutz vor
Cannabis als Rauschmittel begriindet werden.

Anmerkung:
Der Zusatz ist erforderlich, um klarzustellen, dass eine Belastigung oder Stdrung nicht an

sich von Cannabis ausgehen kann, sondern auf tatséachliche Umwelteinflisse beschrankt
ist.



Kapitel 4

Gemeinschattlicher Eigenanbau und kontrollierte Weitergabe von Cannabis

und Vermehrungsmaterial in Anbauvereinigungen zum Eigenkonsum

Abschnitt 1

Erlaubnis fiir den gemeinschaftlichen Eigenanbau und

die Weitergabe von Cannabis in Anbauvereinigungen

§11
Erlaubnispflicht

(1) Wer gemeinschaftlich Cannabis anbaut und zum Zweck des Eigenkonsums an

Mitglieder weitergibt, bedarf einer Erlaubnis der zustdndigen Behdrde.

(2) Die Erlaubnis darf ausschlief3lich Anbauvereinigungen erteilt werden.

(3) Die Erlaubnis ist auf Antrag zu erteilen, wenn

die vertretungsberechtigten Personen der Anbauvereinigung unbeschrankt
geschaftsfahig sind und die fir den Umgang mit Cannabis und Vermehrungsmaterial
erforderliche Zuverlassigkeit besitzen,

die Anbauvereinigung gewahrleistet, dass innerhalb ihres befriedeten Besitztums
befindliches Cannabis und Vermehrungsmaterial ausreichend gegen den Zugriff durch
unbefugte Dritte sowie Kinder und Jugendliche geschutzt ist und

die Anbauvereinigung die Einhaltung der sonstigen Vorgaben dieses Gesetzes und der
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften gewéahrleistet.

(4) Der Antrag auf Erlaubnis ist schriftlich oder elektronisch zu stellen und hat folgende

Angaben und Nachweise in deutscher Sprache zu enthalten:

1.

Name, Telefonnummer und elektronische Kontaktdaten sowie Anschrift des Sitzes der
Anbauvereinigung,

zustandiges Registergerichts und Vereinsregisternummer der Anbauvereinigung,

Vorname, Name, Geburtsdatum, Anschrift und elektronische Kontaktdaten der im
Vereinsregister  eingetragenen  Vorstandsmitglieder und  der  sonstigen
vertretungsberechtigten Personen der Anbauvereinigung,

Vorname, Name, Geburtsdatum, Anschrift und elektronische Kontaktdaten aller
entgeltlich Beschaftigter der Anbauvereinigung, die Zugang zu Cannabis und
Vermehrungsmaterial erhalten,

ein hochstens drei Monate vor der Antragstellung auf Erlaubnis erteiltes
Fuhrungszeugnis zur Vorlage bei einer Behtérde nach § 30 Absatz 5 des
Bundeszentralregistergesetzes sowie eine hochstens drei Monate vor der
Antragstellung auf Erlaubnis erteilte Auskunft aus dem Gewerbezentralregister nach §
150 Absatz 1 der Gewerbeordnung fir jedes im Vereinsregister eingetragene



10.

11.

12.

Vorstandsmitglied sowie fir jede sonstige vertretungsberechtigte Person der
Anbauvereinigung,

Anzahl der Mitglieder der Anbauvereinigung,
Lage oder voraussichtliche Lage des befriedeten Besitztums der Anbauvereinigung
nach Ort, Strale und Hausnummer, gegebenenfalls Flurbezeichnung, Gebaude und

Gebaudeteil,

Grofle oder voraussichtliche GrofRe der Anbauflachen und Gewéachshauser der
Anbauvereinigung in Hektar oder Quadratmeter,

voraussichtlich angebaute und weitergegebene Mengen Cannabis in Gramm pro Jahr,

getrennt-hach-Marihuana-und-Haschiseh,

Darlegung der Sicherungs- und SchutzmalRnahmen gemaf § 22,

Vorname, Name, Geburtsdatum, Anschrift und elektronische Kontaktdaten des
Praventionsbeauftragten nach § 23 Absatz 4 Satz 2 sowie Nachweis seiner Beratungs-
und Praventionskenntnisse nach 8§ 23 Absatz 4 Satz 6,

Gesundheits- und Jugendschutzkonzept nach § 23 Absatz 6.

(5) Die zustandige Behorde soll innerhalb von drei Monaten nach Eingang der

vollstandigen Antragsunterlagen nach Absatz 4 tiber den Antrag auf Erlaubnis entscheiden.

(6) Nach Erlaubniserteilung eingetretene Anderungen in Bezug auf die in Absatz 4

genannten Angaben und Nachweise sind unverziglich der zustandigen Behdrde
mitzuteilen.

(7) Die Erlaubnis kann nicht an Dritte Gbertragen werden.

Anmerkung:

Da nach diesem Vorschlag Edibles und Extrakte mdglich sind, ist eine Unterscheidung
zwischen Marihuana und Haschisch entbehrlich. AuRerdem sollte der Begriff Marihuana
nicht mehr verwendet werden, da er mittlerweile weltweit als rassistisch und diskriminierend
konnotiert angesehen wird.

§12
Versagung der Erlaubnis
(1) Die Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 ist zu versagen, wenn

ein im Vereinsregister eingetragenes Vorstandsmitglied oder eine sonstige
vertretungsberechtigte Person der Anbauvereinigung nicht die fur seine oder ihre
Tatigkeit in der Anbauvereinigung erforderliche Zuverlassigkeit besitzt,

ein  im Vereinsregister eingetragenes Vorstandsmitglied oder eine sonstige
vertretungsberechtigte Person der Anbauvereinigung geschaftsunfahig oder in der
Geschaftsfahigkeit beschrankt ist,

die Anbauvereinigung keinen Praventionsbeauftragten nach 8§ 23 Absatz 4 Satz 2
ernannt hat oder keinen Nachweis fir dessen Beratungs- und Praventionskenntnisse
nach 8 23 Absatz 4 Satz 6 vorgelegt hat,



4. inder Satzung der Anbauvereinigung

a) als Zweck der Anbauvereinigung nicht ausschlie3lich der nicht-gewerbliche,
gemeinschaftliche Eigenanbau und die Weitergabe des in gemeinschaftlichem
Eigenanbau angebauten Cannabis zum Eigenkonsum durch und an ihre
Mitglieder sowie die Weitergabe von beim gemeinschaftlichen Eigenanbau
entstehendem Vermehrungsmaterial fir den privaten Eigenanbau an ihre
Mitglieder, an sonstige Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, oder
an andere Anbauvereinigungen vorgesehen ist,

b) keine Mindestmitgliedschaft von zwei Monaten vorgesehen ist,

¢) nicht vorgesehen ist, dass Mitglieder das 18. Lebensjahr vollendet und einen
Wohnsitz oder gewothnlichen Aufenthalt in Deutschland haben missen oder

d) nicht vorgesehen ist, dass die Mitgliedschaft ruht, wenn sich der Wohnsitz oder
gewohnliche Aufenthalt eines Mitglieds nicht mehr in Deutschland befindet.

7. das befriedete Besitztum der Anbauvereinigung sich vollstindig oder teilweise
innerhalb eines militdrischen Bereiches befindet oder

(2) Ein im Vereinsregister eingetragenes Vorstandsmitglied oder eine sonstige
vertretungsberechtigte Person der Anbauvereinigung besitzt die nach Absatz 1 Nummer 1
erforderliche Zuverlassigkeit insbesondere nicht, wenn

1. esoder sie in den letzten funf Jahren vor der Antragstellung ein Verbrechen oder eines
der folgenden Vergehen begangen hat und deswegen rechtskréftig verurteilt worden
ist:

a) Erpressung, Unterschlagung, Betrug, Untreue, Hehlerei oder Geldwasche,

b) ein Vergehen nach § 27 des Jugendschutzgesetzes oder nach 8 58 Absatz 5 oder
6 des Jugendarbeitsschutzgesetzes,

c) ein Vergehen nach dem Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetz,

d) ein Vergehen nach diesem Gesetz oder




oder

2. nach Anhorung der betreffenden Person Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass
sie

a) dem missbrauchlichen Konsum von Cannabis durch andere Personen Vorschub
leistet oder leisten wird eder

(4) Die zustandige Behérde kann von der Anbauvereinigung Auskinfte, die Vorlage
von Unterlagen und den Zutritt zum befriedeten Besitztum der Anbauvereinigung auf3erhalb
einer Wohnung zu den ublichen Offnungszeiten verlangen, um das Vorliegen der
Erlaubnisvoraussetzungen nach § 11 Absatz 3 sowie mdgliche Versagungsgriinde nach
den Absatzen 1 und 2 zu prifen. Sie kann Auskinfte aus dem Bundeszentralregister
gemal 8 31 Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes einholen, soweit dies erforderlich
ist, um mdgliche Versagungsgriinde nach den Absatzen 1 und 2 zu prifen.

Anmerkung:

Abstandsregelungen halten wir generell nicht fiir erforderlich. Die erwéhnten schadlichen
Umwelteinflisse sind nicht bestimmt genug und auch nicht erforderlich. Darliber hinaus
sollten auch Personen mit einschlagigen Verurteilungen aus dem Betdubungsmittelge setz
die Moglichkeit erhalten, Anbauvereinigungen zu leiten (Gedanke des Social Equity). Die
Begriffe mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit und hinreichende
Wahrscheinlichkeit sind ebenfalls zu unbestimmt, sodass auf die Regelung im gesamten
verzichtet werden sollte.

813
Inhalt der Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis umfasst den gemeinschatftlichen Eigenanbau und die kontrollierte
Weitergabe von Cannabis an Mitglieder der Anbauvereinigung fir den Eigenkonsum
gemanR den Vorgaben von Kapitel 4.

(2) Die Erlaubnis muss das befriedete Besitztum der Anbauvereinigung eindeutig
bezeichnen. Sie darf sich nur auf Tatigkeiten innerhalb des befriedeten Besitztums der
Anbauvereinigung erstrecken.

(3) Die Erlaubnis ist auf die jahrlichen Eigenanbau- und Weitergabemengen an
Cannabis zu begrenzen, die fir die Deckung des Eigenbedarfs der Mitglieder der
Anbauvereinigung fur den Eigenkonsum erforderlich sind. Die zustandige Behdrde hat die
Erlaubnis in Bezug auf die jahrlichen Eigenanbau- und Weitergabemengen an Cannabis
nachtraglich anzupassen, wenn die Anbauvereinigung glaubhaft macht, dass sich der
Bedarf ihrer Mitglieder fir den Eigenkonsum verandert hat.



(4) Die zustandige Behotrde kann die Erlaubnis auch nachtraglich mit Bedingungen
und Auflagen versehen, um die Erfullung der nach diesem Gesetz fir die Erteilung der
Erlaubnis festgelegten Voraussetzungen sicherzustellen.

§ 14
Dauer der Erlaubnis

Die Dauer der Erlaubnis ist auf einen Zeitraum von sieben Jahren zu befristen. Sie
kann nach Ablauf von mindestens funf Jahren auf Antrag verlangert werden; die
Vorschriften der 88 11 bis 13 gelten entsprechend.

8§15
Widerruf und Ricknahme der Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis kann vollstdndig oder in Bezug auf die Eigenanbau- oder
Weitergabemengen oder das befriedete Besitztum der Anbauvereinigung teilweise
insbesondere widerrufen werden, wenn die Anbauvereinigung

1. ein befriedetes Besitztum nutzt, das nicht in der Erlaubnis bezeichnet ist,

2. die erlaubten jahrlichen Eigenanbau- und Weitergabemengen nach 8§ 13 Absatz 3
wiederholt Uberschreitet,

3. wiederholt Cannabis—mit—einem—héherenTHC-Gehalt —als—zehn—Prozent—an
Heranwachsende-weitergibt-oder die Weitergabemengen nach § 19 Absatz 3 Satz 2

Uberschreitet,

4. von der Erlaubnis innerhalb eines Zeitraumes von zwei Jahren nach Erteilung keinen
Gebrauch gemacht hat; die Frist kann verlangert werden, wenn ein berechtigtes
Interesse glaubhaft gemacht wird oder;

5. ihren Duldungs- oder Mitwirkungspflichten nach § 29 wiederholt nicht oder nicht
vollstandig nachkommt.

(2) Im Ubrigen gelten fir den Widerruf und die Rucknahme der Erlaubnis die
Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes.

Anmerkung:

Die Beschrankung des THC-Hé6chstgehaltes fur heranwachsende ist unpraktikabel und
nicht erforderlich. Heranwachsende wirden so weiter auf den Schwarzmarkt gedrangt
werden. Aul3erdem stellt eine solche Regelung fir die Anbauvereinigungen einen zu hohen
birokratischen und administrativen Aufwand dar.



Abschnitt 2

Gemeinschaftlicher Eigenanbau in
Anbauvereinigungen

§ 16
Mitgliedschaft

(1) Anbauvereinigungen dirfen nur Mitglieder haben, die das 18. Lebensjahr vollendet
haben.

(2) Die Zahl der Mitglieder in Anbauvereinigungen ist nicht beschrankt. Eine
Mitgliedschaft in mehreren Anbauvereinigung ist maglich.

(3) Als Mitglied in einer Anbauvereinigung darf nur aufgenommen werden, wer
gegenuber der Anbauvereinigung durch Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises oder
sonstiger geeigneter amtlicher Dokumente nachweist, dass er oder sie
1. einen Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt in Deutschland hat und

2. das 18. Lebensjahr vollendet hat.

Andert sich der Wohnsitz oder der gewohnliche Aufenthalt, so hat das Mitglied dies der
Anbauvereinigung unverziglich mitzuteilen.

(4) Anbauvereinigungen haben in ihrer Satzung eine Mindestmitgliedschaft von
mindestens zwei Monaten sowie das Ruhen der Mitgliedschatft fiir den Fall, dass sich der
Wohnsitz oder der gewdhnliche Aufenthalt eines Mitglieds nicht mehr in Deutschland
befindet, vorzusehen.

Anmerkung:
Warum die Mitgliederzahl auf 500 beschréankt sein soll, und eine Mitgliedschaft nur in einer

Anbauvereinigung maoglich sein soll, erschlief3t sich nicht. Eine solche Beschrankung dirfte
damit nicht verhaltnismafRig sein und sollte vollstdndig aufgegeben werden.

§17

Anforderungen an den gemeinschaftlichen Eigenanbau von Cannabis

(1) In  Anbauvereinigungen darf Cannabis nur von Mitgliedern oder
302|alver5|cherungspﬂlchtlg Beschaftlgten der Anbauverelnlgung angebaut Werden Die

WGFdeH— Elne Beauftragung Drltter mit dem gemelnschaftllchen Elgenanbau ist unzuIaSS|g
Die Auslagerung einzelner Arbeitsschritte an Dritte im Rahmen der Erzeugung durch die
Anbauvereinigung ist moglich, solange die Produktionshoheit bei der Erzeugung bei der
Anbauvereinigung verbleibt.




(3) Anbauvereinigungen haben beim gemeinschaftlichen Eigenanbau die Grundsétze
der guten fachlichen Praxis sicherzustellen, insbesondere im Hinblick auf

a) Pflanzenschutzmittelwirkstoffe im Sinne des Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr.
1107/2009 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009
Uber das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der
Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates (ABI. L 309 vom
24.11.2009) in der jeweils geltenden Fassung

b) Dingemittel im Sinne des Dungemittelgesetzes,

c) andere Pflanzen- oder Bodenbehandlungsmittel,

d) Biozid-Produkte im Sinne des Chemikaliengesetzes, soweit sie dem
Vorratsschutz oder der Schadlingsbekampfung dienen,

e) Mykotoxine, Schwermetalle oder sonstige vergleichbare gesundheitlich nicht
erwiinschte Stoffe,

f)  Mikroorganismen,
g) Hygiene und
h) Trocknung und Lagerung.
Anbauvereinigungen haben ausreichende Vorkehrungen zu treffen, damit Gefahren fur die

menschliche Gesundheit, die durch den Einsatz der in Absatz 4 genannten Stoffe entstehen
kdnnen, vermieden werden.

(4) Anbauvereinigungen dirfen sich zu genossenschaftlichen Vereinigungen
zusammenschlieBen, um den Erwerb oder die Wirtschaft ihrer Mitglieder durch
gemeinschaftlichen Geschaftsbetrieb zu fordern. Das Bundesministerium fur Ernahrung
und Landwirtschaft wird erméachtigt, in einer Rechtsverordnung die Einzelheiten zu Inhalt
und Verfahren zu regeln.




Anmerkung:

Hier sollte klargestellt werden, dass der Verein auch Mitarbeiter in Vollzeit beschaftigen
darf, sowie einzelne Arbeitsschritte an Dritte ausgelagert werden kénnen, zum Beispiel bei
speziellen Tatigkeiten wie Ernte, Trimmung, oder Weiterverarbeitung. Warum jedes Mitglied
aktiv beim Anbau mitarbeiten soll, erschlie3t sich nicht, diese Regelung ist deshalb
ersatzlos zu streichen. Dartuber hinaus sollten Anbauvereinigungen sich zu
Genossenschaften zusammenschlieBen dirfen, um Synergie-Effekte bei der Produktion
erreichen zu konnen. Die aufgestellten Qualitatsanforderungen orientieren sich an
industriellen Standards bei der Produktion von medizinischen Cannabis. Sie sollten fir
Anbauvereinigung lediglich als Orientierung gelten, und im Einzelfall bei der Uberprifung
herangezogen werden.

§18
MalRnahmen zur Qualitatssicherung durch Anbauvereinigungen

(1) Anbauvereinigungen haben sicherzustellen, dass bei ihrer Tatigkeit jederzeit die
Vorgaben dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften
eingehalten werden. Sie haben Uber die typischen Gefahren des Konsums von Cannabis
hinausgehende Risiken fiir die menschliche Gesundheit zu vermeiden. Ein Risiko im Sinne
von Satz 2 ist zu vermuten, wenn das von der Anbauvereinigung weitergegebene Cannabis
oder Vermehrungsmaterial nicht weitergabefahig ist gemaf Absatz 4.

(2) Zur Uberpriifung der Qualitat und zur Einhaltung der Vorgaben dieses Gesetzes
und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften, insbesondere zur Einhaltung
der Vorgaben des 8§19 Absatz 3 Satz 2, haben die Anbauvereinigungen bei dem
angebauten Cannabis und dem vorhandenen Vermehrungsmaterial regelmafig
Stichproben zu nehmen und deren Weitergabefahigkeit nach Absatz 4 sicherzustellen.

(3) Anbauvereinigungen haben nicht weitergabefahiges Cannabis und nicht
weitergabefahiges Vermehrungsmaterial unverziglich zu vernichten.

(4) Cannabis oder Vermehrungsmaterial ist nicht weitergabefahig, wenn
1. das Cannabis nicht selbst von der Anbauvereinigung angebaut worden oder das zur
Weitergabe bestimmte Vermehrungsmaterial nicht beim gemeinschaftlichen

Eigenanbau in der Anbauvereinigung entstanden ist,

2. die das Cannabis und Vermehrungsmaterial weitergebende Anbauvereinigung nicht
Uber eine wirksame Erlaubnis nach 8§ 11 Absatz 1 verfiigt,



4. das erzeugte Cannabis nicht der guten fachlichen Praxis entspricht und in oder auf
dem Cannabis Stoffe in einem Umfang enthalten sind, die im Einzelfall geeignet sind,
eine Gefahr fur die menschliche Gesundheit darzustellen oder

5. das Cannabis nicht den Anforderungen des § 19 Absatz 1 oder des § 21 Absatz 1
entspricht.

Anmerkung:

Da Cannabis nach diesem Vorschlag unter Anbauvereinigungen weitergegeben werden
kann (819), war Nummer 3 zu streichen. Ebenso war eine Anpassung im Hinblick auf § 17
erforderlich, da die dort festgelegten Qualitatskriterien nur noch Orientierung sind.

Abschnitt 3

Kontrollierte Weitergabe und Sicherung von Cannabis
und Vermehrungsmaterial in Anbauvereinigungen

§19
Kontrollierte Weitergabe von Cannabis

(1) Anbauvereinigungen durfen nur das innerhalb ihres befriedeten Besitztums

gemeinschaftlich angebaute Cannabis weitergeben. Die‘Weitergabevon—Cannabis—ist
ausschliellich-in-Reinform-als-Marihuana oder Haschisch-gestattet.

(2) Eine Weitergabe von Cannabis nach Absatz 1 Satz 1 darf ausschliellich innerhalb
des befriedeten Besitztums durch Mitglieder an Mitglieder der Anbauvereinigungen zum
Zweck des Eigenkonsums erfolgen. Anbauvereinigungen haben sicherzustellen, dass bei
jeder Weitergabe von Cannabis eine strikte Kontrolle des Alters und der Mitgliedschaft
durch Vorlage des Mitgliedsausweises in Verbindung mit einem amtlichen Lichtbildausweis
erfolgen.

{3) Anbauvereinigungen dirfen an jedes Mitglied héchstens 60 Gramm Cannabis pro
Tag und hdchstens 120 Gramm pro Monat zum Elgenkonsum Weltergeben Abwewhend

(4) Eine Weitergabe von Cannabis nach Absatz 1 Satz 1 ist nur bei personlicher
Anwesenheit der abgebenden Person und des annehmenden Mitglieds zuléassig. Mitglieder
durfen Cannabis und Vermehrungsmaterial, dass sie von den Anbauvereinigungen erhalten
haben, nicht unentgeltlich an Dritte weitergeben. Der Versand und die Lieferung von
Cannabis sind verbeten—erlaubt, sofern der gewahlte Versandweg sicherstellt, dass die
Lieferung nur vom berechtigten Mitglied entgegengenommen werden kann.

(5) Erzielt eine Anbauvereinigung eine Uberproduktion von Cannabis, kann das
Cannabis an andere Anbauvereinigung abgegeben werden, deren Produktion noch nicht
zur Versorgung der eigenen Mitglieder ausreicht. Zur Steigerung der Auswahl und
Sortenvielfalt in den Anbauvereinigung in ist es auch gestattet, Teile der Produktion
zwischen Anbauvereinigungen zu tauschen. Entgelte fir Abgabe oder Tausch von



Cannabis innerhalb von Anbauvereinigung in dirfen nicht erhoben werden. Abgabe und
Tausch sind gemaf § 26 zu dokumentieren.

Anmerkung:

Da Edibles und Konzentrate nach diesem Vorschlag moéglich sind, war Paragraf 1 Satz 1
zu streichen. Aus den vorgenannten Griinden ist auch eine Beschréankung der
Abgabemenge in Bezug auf Heranwachsende nicht erforderlich. AuRerdem sollte der
Postversand durch die Anbauvereinigung moglich sein, sofern ein entsprechend sicheres
Verfahren gewahlt werden kann.

Da uber-bzw. unter Produktionen beim Cannabis an bei regelméafig vorkommen, sollte
Anbauvereinigung in die Mdglichkeit eingeraumt werden, Produktionen abgeben zu
kdnnen, oder aber auch tauschen zu kénnen. So kann verhindert werden, dass bei einer
schon unzureichenden insgesamten Versorgungslage noch weiter Cannabis vernichtet
werden muss.

§20
Kontrollierte Weitergabe von Vermehrungsmaterial

(1) Anbauvereinigungen durfen innerhalb ihres befriedeten Besitztums beim
gemeinschaftlichen Eigenanbau entstandenes Vermehrungsmaterial an

1. Mitglieder,
2. Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und nicht Mitglieder sind, oder
3. andere Anbauvereinigungen

weitergeben.

(2) Bei der Weitergabe von beim gemeinschaftlichen Eigenanbau entstandenem
Vermehrungsmaterial an Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und nicht
Mitglieder der Anbauvereinigung sind, haben Anbauvereinigungen sicherzustellen, dass

neben einem Nachweis Uber die Volljahrigkeit zusatzlich ein Nachweis Uber einen Wohnsitz
oder gewohnlichen Aufenthalt in Deutschland erfolgt.

(3) Anbauvereinigungen dirfen an die in Absatz 1 Nummer 1 und 2 genannten
Personen jeweils insgesamt hochstens sieben Samen oder finf Stecklinge oder jeweils
insgesamt héchstens sieben Samen und Stecklinge pro Monat weitergeben.

(4) Eine Weitergabe von Vermehrungsmaterial nach Absatz 1 hat ausschlief3lich zu
folgenden Zwecken zu erfolgen:

1. im Falle einer Weitergabe nach Absatz 1 Nummer 1 oder 2 zum privaten Eigenanbau,

2. im Falle einer Weitergabe nach Absatz 1 Nummer 3 zur Qualitatssicherung des in der
das Vermehrungsmaterial annehmenden Anbauvereinigung angebauten Cannabis.

(5) & 19 Absatz 4 qilt fiir die Weitergabe von Vermehrungsmaterial an die in Absatz 1
genannten Personen und Anbauvereinigungen entsprechend mit der Mal3gabe, dass der
Versand und die Lieferung von Cannabissamen zulassig sind.



§21

Malnahmen des Gesundheitsschutzes bei der Weitergabe von Cannabis und
Vermehrungsmaterial

(1) Anbauvereinigungen diirfen Cannabis nicht weitergeben, das vermischt, vermengt
oder verbunden ist mit

1. Tabak, Nikotin oder

2. Lebensmitteln, einschlie3lich alkoholhaltigen Getranken und Aromen oder sonstigen
Zusatzen.

Sie durfen die in Nummer 1 bis 2 aufgefuihrten Stoffe auch nicht einzeln weitergeben.

(2) Anbauvereinigungen dirfen Cannabis und Vermehrungsmaterial nur in einer
neutralen Verpackung weitergeben. Bei der Weitergabe haben sie der annehmenden
Person oder der annehmenden Anbauvereinigung einen Beipackzettel auszuhéndigen. Der
Beipackzettel muss mindestens die folgenden Angaben zum weitergegebenen Cannabis
enthalten:

1. Gewichtin Gramm,

2. Erntedatum,

3. Mindesthaltbarkeitsdatum,

4. Sorte,

5. durchschnittlicher Tetrahydrocannabinol-Gehalt in Prozent,
6. durchschnittlicher Cannabidiol-Gehalt in Prozent.

Eine labortechnische Analyse beziiglich der Werte zu Abs. 2 Nummer 5 und 6 ist nur
erforderlich, sofern der durchschnittliche Cannabinoid-Gehalt nicht bekannt ist. Bei der
Weitergabe von Vermehrungsmaterial missen mindestens die in Satz 2 Nummer 3 bis 6
genannten Angaben auf dem Beipackzettel enthalten sein.

(3) Anbauvereinigungen haben bei der Weitergabe von Cannabis und
Vermehrungsmaterial aufklarende evidenzbasierte Informationen Uber Cannabis, die
Dosierung, die Anwendung und die Risiken des Cannabiskonsums sowie Hinweise auf
Beratungs- und Behandlungsstellen im Zusammenhang mit Cannabiskonsum zur
Verfliigung zu stellen. Die Anbauvereinigung hat insbesondere hinzuweisen auf

1. mdgliche neurologische und gesundheitliche Schaden bei einem Konsum von
Cannabis im Alter von unter 25 Jahren,

2. notwendige Vorkehrungen zum Kinder- und Jugendschutz, einschlieBlich des
Nichtkonsums in Schwangerschaft und Stillzeit,

3. Wechselwirkungen mit Arzneimitteln und bei Mischkonsum mit anderen psychoaktiv
wirksamen Substanzen,

4. Einschrankungen der Stral3enverkehrstauglichkeit und beim Bedienen von Maschinen
sowie

5. weitergehende Informationen auf der nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 errichteten
Plattform.



Bei der Weitergabe von Cannabis missen ebenso die Hinweise nhach Nummer 1 bis 5 auf
dem Beipackzettel nach Absatz 2 Satz 2 enthalten sein.

Anmerkung:

Die Klarstellung in Abs. 2 ist erforderlich, da Anbauvereinigungen nicht gezwungen werden
sollten, von jeder Charge eine kostspielige Analyse anfertigen zu mussen, die mehrere
hundert Euro kosten kann. Sofern Vermehrungsmaterial von Handlern bezogen wird, wird
dort in der Regel der durchschnittliche THC-Gehalt der Sorte angegeben. Diese Angabe ist
ausreichend und kann von der Anbauvereinigung weiterverwendet werden. Dasselbe gilt
auch fur den Fall, dass von einer Sorte eine Analyse angefertigt wurde, und diese dann
wieder weiter vermehrt wird.

§22
Sicherung von Cannabis und Vermehrungsmaterial

(1) Anbauvereinigungen haben Cannabis und Vermehrungsmaterial gegen den
Zugriff durch unbefugte Dritte sowie durch Kinder und Jugendliche zu schiitzen. Befriedetes
Besitztum, in oder auf dem Cannabis und Vermehrungsmaterial angebaut oder aufbewahrt
wird, ist durch Umz&unung, einbruchsichere Tlren und Fenster oder andere geeignete
SchutzmalRhahmen gegen unbefugtes Betreten und Wegnahme von darauf befindlichem
Cannabis oder Vermehrungsmaterial zu sichern.

&) Anbauvereinigungen dirfen Cannabis und Vermehrungsmaterial nicht auf3erhalb
des in der Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 genannten befriedeten Besitztums lagern oder an
andere Orte als die in der Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 genannten befriedeten Besitztiimer
verbringen. Der Transport von Cannabis und Vermehrungsmaterial zwischen Teilen des
befriedeten Besitztums derselben Anbauvereinigung ist zulassig. ;- sefern-die Felleraumlich
unmittelbar-miteinanderverbunden-sind-

Anmerkung:
Anbauvereinigungen sollten ihre Tatigkeiten an mehreren Orten entfalten kénnen, und nicht
nur an einem Punkt. So kann zum Beispiel der Anbau und das ,Vereinsheim® rdumlich

durchaus getrennt sein, auch Uber gré3ere Strecken. Diese Klarstellung wird durch die
vorliegende Regelung erreicht.

Abschnitt 4

Kinder- und Jugendschutz, Suchtpréavention in
Anbauvereinigungen

§23
Kinder- und Jugendschutz sowie Suchtpravention in Anbauvereinigungen
(1) Anbauvereinigungen diirfen Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, keinen Zutritt zu ihrem befriedeten Besitztum gewahren und an diese kein Cannabis

oder Vermehrungsmaterial weitergeben.

(2) Das befriedete Besitztum von Anbauvereinigungen darf nach auf3en nicht durch
werbende Beschilderungen oder andere aufféllige, gestalterischen Elemente erkennbar



gemacht werden. Eine sachliche Kennzeichnung des Namens der Anbauvereinigung am
Eingangsbereich ist zulassig.

(3) Anbauflachen und auferhalb von Innenrdumen genutzte Gewdachshauser sind
durch Umzaunung oder andere geeignete Maflinahmen gegen eine Einsicht von auf3en zu
schitzen.

(4) Anbauvereinigungen sind verpflichtet, zu einem umfassenden Jugend- und
Gesundheitsschutz beizutragen und ihre Mitglieder zu einem verantwortungsvollen
Umgang mit Cannabis anzuhalten. Zu diesem Zweck wird in jeder Anbauvereinigung mit
mehr als 50 Mitgliedern ein Praventionsbeauftragter ernannt. Der Praventionsbeauftragte
steht Mitgliedern als Ansprechperson fur Fragen der Suchtpravention zur Verfugung. Er
stellt sicher, dass geeignete Mal3nahmen zur Erreichung eines umfassenden Jugend- und
Gesundheitsschutzes sowie zur Suchtpravention getroffen werden, insbesondere bringt der
Praventionsbeauftragte seine Kenntnisse bei der Erstellung des Gesundheits- und
Jugendschutzkonzeptes nach Absatz 5 ein und stellt dessen Umsetzung sicher. Der
Praventionsbeauftragte hat gegeniiber der Anbauvereinigung spezifische Beratungs- und
Praventionskenntnisse durch Suchtpraventionsschulungen bei Landes- oder Fachstellen
fur Suchtpravention oder bei vergleichbar qualifizierten Einrichtungen nachzuweisen. Der
Nachweis der Beratungs- und Praventionskenntnisse wird durch eine Bescheinigung der
Teilnahme an einer der in Satz 5 genannten Schulungen erbracht.

(5) Anbauvereinigungen sollen mit Suchtberatungsstellen vor Ort kooperieren, um
Mitgliedern mit einem abhéngigen oder riskanten Konsumverhalten einen Zugang zum
Suchthilfesystem zu ermdglichen.

(6) Anbauvereinigungen haben ein Gesundheits- und Jugendschutzkonzept zu
erstellen, in dem geeignete Malinahmen zur Erreichung eines umfassenden Jugend- und
Gesundheitsschutzes in der Anbauvereinigung, insbesondere zu einem risikoreduzierten
Cannabiskonsum sowie zur Suchtpravention dargelegt werden.

Anmerkung:
Um fir kleinere Vereine den blrokratischen und administrativen Aufwand gering zu halten,

und damit auch die Attraktivitat einer Grundung, wird hier eine Mindestmitgliederzahl
vorgeschlagen.

Abschnitt 5

Mitgliedsbeitrage und Selbstkostendeckung in
Anbauvereinigungen

8§24
Mitgliedsbeitrage
Mitgliedsbeitrage der Anbauvereinigung kénnen als Grundbetrdge mit einem zusatzlichen
Abgabepreis in Bezug auf die an das jeweilige Mitglied abgegebenen Mengen Cannabis

und Vermehrungsmaterial ausgestaltet werden.

Anmerkung:



Eine Pauschale wird nicht fur sinnvoll erachtet, insbesondere bei Mitgliedern, die nur
gelegentlich Cannabis Uber die Anbauvereinigung beziehen wollen. Es wurde deshalb auf
die Regelung aus dem ersten Entwurf zurtickgegriffen.

§25
Selbstkostendeckung

(1) Anbauvereinigungen durfen fur die Weitergabe von Cannabis und
Vermehrungsmaterial an ihre Mitglieder neben den satzungsgemallen Mitgliedsbeitragen
nach § 24 keine weiteren Entgelte verlangen.

(2) Die unentgeltliche Weitergabe von Cannabis oder Vermehrungsmaterial durch
Anbauvereinigungen ist verboten.

(3) Anbauvereinigungen haben fur die Weitergabe von Vermehrungsmaterial an
andere Anbauvereinigungen oder an Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben
und nicht in ihr Mitglied sind, vom jeweiligen Empféanger die Erstattung der fur die
Herstellung des weitergegebenen Vermehrungsmaterials entstandenen Kosten zu
verlangen.

Abschnitt 6

Behordliche Uberwachung von Anbauvereinigungen

§ 26
Dokumentations- und Berichtspflichten von Anbauvereinigungen

(1) Anbauvereinigungen haben zum Nachweis der Einhaltung der Vorgaben der 88 19
und 20 und zum Zweck der Riuckverfolgbarkeit des weitergegebenen Cannabis und
Vermehrungsmaterials fortlaufend folgende Angaben zu dokumentieren:

1. Name, Vorname und Anschrift der Personen, Name und Sitz der Anbauvereinigungen
oder Name und Sitz der juristischen Personen, von denen sie Vermehrungsmaterial
erhalten haben,

2. Mengen an Cannabis in Gramm und Stlickzahl des Vermehrungsmaterials, die sich in
oder auf ihrem befriedeten Besitztum befinden,

3. Mengen des angebauten Cannabis in Gramm,

4. Mengen des vernichteten Cannabis in Gramm,

5. Mengen und durchschnittlicher THC-Gehalt des an das jeweilige Mitglied
weitergegebenen Cannabis in Gramm, Datum der Weitergabe sowie Name, Vorname
und Geburtsjahr des jeweiligen Mitglieds und

6. Stilickzahl des an natlrliche Personen jeweils weitergegebenen Vermehrungsmaterials

sowie, sofern die jeweils annehmende Person Mitglied der Anbauvereinigung ist, deren
Name, Vorname und Geburtsjahr.



(2) Anbauvereinigungen haben personenbezogene Daten nach Absatz 1 durch
geeignete MaRRnahmen gegen den Zugriff durch Unbefugte zu schiitzen. Sie haben die
Aufzeichnungen der Angaben finf Jahre aufzubewahren und der zustandigen Behorde auf
Verlangen elektronisch zu Ubermitteln, soweit die Ubermittlung fur die Erfillung der
gesetzlichen Aufgaben der zustéandigen Behorde nach § 27 erforderlich ist.

(3) Anbauvereinigungen haben zum Nachweis der Einhaltung der nach 8§ 13 Absatz 3
festgelegten Eigenanbau- und Weitergabemengen der zustéandigen Behdorde bis zum 31.
Januar eines jeden Kalenderjahres elektronisch die folgenden Angaben zu den Mengen an
Cannabis in Gramm, aufgegliedert nach Sorten und nach dem jeweiligen durchschnittlichen
Gehalt an Tetrahydrocannabinol und Cannabidiol zu tGbermitteln, die

1. im vorangegangen Kalenderjahr von ihnen
a) angebaut wurden,
b) weitergegeben wurden,
c) vernichtet wurden und
2. am Ende des vorangegangenen Kalenderjahres in ihrem Bestand vorhanden waren.

(4) Anbauvereinigungen haben unverziglich die jeweils zustandige Behérde zu
unterrichten und dieser die Angaben nach Absatz 1 Nummer 1, Nummer 5 und Nummer 6
zu Ubermitteln, wenn sie wissen oder aufgrund der ihnen vorliegenden Informationen oder
ihrer Erfahrung vermuten, dass der Konsum des von ihnen weitergegebenen Cannabis oder
die Verwendung des von ihnen weitergegebenen Vermehrungsmaterials ein Uber die
typischen Gefahren des Konsums von Cannabis hinausgehendes Risiko fur die
menschliche Gesundheit darstellt. Die Anbauvereinigungen haben unverziglich die
erforderlichen Maflinahmen zur Beseitigung des Risikos zu treffen, insbesondere die
Information ihrer Mitglieder, den Ruckruf, die Ricknahme und die Vernichtung des nicht
weitergabeféhigen Cannabis oder Vermehrungsmaterials.

(5) Die zustandige Behorde darf die ihr nach Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 und Absatz 4
Satz 1 Ubermittelten Angaben ausschlieBlich zur Erfullung ihrer gesetzlichen Aufgaben
nach 8§ 27 verwenden und nicht an Dritte weitergeben. Abweichend von Satz 1 darf die
zustandige Behotrde die ihr nach Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 und Absatz 4 Satz 1
Ubermittelten Angaben einschliel3lich personenbezogener Daten

1. zu Zwecken der Evaluation nach § 48 an eine vom Bundesministerium fiur Gesundheit
benannte Stelle weitergeben, sofern personenbezogene Daten dabei anonymisiert
werden und

2. an andere Behdrden weitergeben, soweit dies zum Zwecke der Verfolgung von
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten nach diesem Gesetz oder anderen gesetzlichen
Vorschriften erforderlich ist.

(6) Die zusténdige Behorde hat die ihr nach Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 und Absatz 4
Satz 1 Ubermittelten Angaben spéatestens nach funf Jahren zu I6schen. Abweichend von
Satz 1 betragt die Frist zur Loschung zwei Jahre, soweit diese nicht anonymisiert worden
sind.

(7) Besteht der Verdacht eines Abhandenkommens oder einer unerlaubten
Weitergabe von Cannabis oder Vermehrungsmaterial, so hat die Anbauvereinigung
unverzuglich die zustandige Behdrde zu informieren.



8§27
MaRnahmen der behordlichen Uberwachung

(1) Die zustandige Behdrde nimmt im befriedeten Besitztum von Anbauvereinigungen
regelmaRig Stichproben und untersucht im Rahmen von regelmaRigen physischen
Kontrollen auf geeignete Art und Weise und in angemessenem Umfang, ob das durch
Anbauvereinigungen angebaute und weitergegebene Cannabis den Anforderungen dieses
Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften entspricht und beim
gemeinschaftlichen Eigenanbau sowie bei der Weitergabe von Cannabis und
Vermehrungsmaterial die Vorgaben dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes
erlassenen Vorschriften, insbesondere fur den Gesundheits-, Kinder- und Jugendschutz
sowie nach 8§13 Absatz 4 vorgesehene Auflagen durch die Anbauvereinigungen
eingehalten werden. Die regelmafigen physischen Kontrollen und Probenahmen sollen
mindestens einmal jahrlich bei jeder Anbauvereinigung mit einer Erlaubnis nach
8 11 Absatz 1 und dartber hinaus risikobasiert stattfinden.

(2) Die zustandige Behorde berticksichtigt bei inrer Uberwachung nach Absatz 1 Satz
1 die ihr ubermittelten Angaben nach § 26 Absatz2 Satz 2, §26 Absatz3 und
§ 26 Absatz 4 Satz 1 sowie bei ihr eingegangene Beschwerden und Hinweise. Sie fordert
erganzende Informationen von der gemafl § 26 Absatz4 Satz 1 unterrichtenden
Anbauvereinigung an, soweit dies erforderlich ist, um das Vorliegen von ber die typischen
Gefahren des Konsums hinausgehenden Risiken fiur die menschliche Gesundheit im Sinne
von 8§ 18 Absatz 1 Satz 2 zu tUberpriifen. Stellt die zustandige Behorde das Vorliegen eines
Uber die typischen Gefahren des Konsums hinausgehenden Risikos fir die menschliche
Gesundheit fest, kann sie auller den Absatz 3 genannten Malinahmen selbst die
Offentlichkeit oder die Mitglieder einer Anbauvereinigung warnen, wenn die
Anbauvereinigung, die das Cannabis oder Vermehrungsmaterial weitergegeben hat oder
weitergeben wollte, nicht oder nicht rechtzeitig gemal 8§ 26 Absatz 4 Satz 2 warnt oder eine
andere ebenso wirksame Mafinahme nicht oder nicht rechtzeitig trifft.

(3) Die zustandige Behorde trifft die erforderlichen MaflRnahmen, wenn sie den
begrindeten Verdacht hat, dass das in den Anbauvereinigungen angebaute oder
weitergegebene Cannabis oder Vermehrungsmaterial nicht den Anforderungen dieses
Gesetzes oder der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften entspricht oder beim
gemeinschaftlichen Eigenanbau oder bei der Weitergabe von Cannabis oder
Vermehrungsmaterial die Vorgaben dieses Gesetzes fur den Gesundheits-, Kinder- und
Jugendschutz oder Auflagen nach § 13 Absatz 4 von den Anbauvereinigungen nicht oder
nicht vollstandig eingehalten werden. Sie ist insbesondere befugt,

1. Maflnahmen gegen die Anbauvereinigung anzuordnen, die gewahrleisten, dass
Cannabis erst dann weitergegeben wird, wenn es den Anforderungen dieses Gesetzes
und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften entspricht, insbesondere
die Vornahme einer Qualitatsprifung durch die Entnahme und Untersuchung von
Proben,

2. anzuordnen, dass eine Anbauvereinigung das von ihr angebaute Cannabis oder das
von ihr zur Weitergabe vorgesehene Vermehrungsmaterial oder das von ihr erhaltene
Vermehrungsmaterial prift oder prufen lasst und ihr das Ergebnis der Prifung mitteilt,

3. einer Anbauvereinigung voriibergehend zu verbieten, dass diese Cannabis oder
Vermehrungsmaterial anbaut oder weitergibt,

4. den Ridckruf und die Ricknahme von weitergegebenem Cannabis oder
Vermehrungsmaterial durch die Anbauvereinigung anzuordnen,

5. in Anbauvereinigungen vorhandenes Cannabis oder Vermehrungsmaterial, das ein
Uber die typischen Gefahren des Konsums hinausgehendes Risiko fiir die menschliche



Gesundheit im Sinne des § 18 Absatz 1 Satz 2 darstellt, sicherzustellen und dieses
Cannabis oder Vermehrungsmaterial zu vernichten oder vernichten zu lassen,

6. die Tatigkeit einer Anbauvereinigung ganz oder teilweise zu untersagen,

7. anzuordnen, dass die Anbauvereinigung die Offentlichkeit oder ihre Mitglieder vor den
Uber die typischen Gefahren des Konsums hinausgehendes Risiko im Sinne des
8 18 Absatz 1 Satz 2 gewarnt werden, die mit abgegebenem Cannabis oder
Vermehrungsmaterial verbunden sind,

8. die Beseitigung von Werbematerial oder die Unterlassung von Werbe- oder
Sponsoringmafinahmen, die nach § 6 verboten sind, anzuordnen.

(4) Maflnahmen nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 bis 6 setzen voraus, dass die
Weitergabe des jeweiligen Cannabis oder Vermehrungsmaterials ein tber die typischen
Gefahren des Konsums hinausgehendes Risiko fur die menschliche Gesundheit darstellt,
das aufgrund der Eintrittswahrscheinlichkeit der Gefahr, durch die ein Schaden droht, und
der Schwere des drohenden Schadens unter Bertcksichtigung der normalen und
vorhersehbaren Verwendung des jeweiligen Cannabis oder Vermehrungsmaterials ein
rasches Eingreifen der zustandigen Behorde erfordert, auch wenn das Risiko sich noch
nicht verwirklicht hat. Die zustandige Behdrde hat ihre Entscheidung Giber das Treffen einer
Malhahme auf der Grundlage einer angemessenen Risikobewertung unter
Berucksichtigung der Art der Gefahr und der Wahrscheinlichkeit des Eintritts des Schadens
zu treffen. Die Maoglichkeit, einen hoéheren Sicherheitsgrad zu erreichen, oder die
Verfugbarkeit von anderem Cannabis oder Vermehrungsmaterial, das ein geringeres Risiko
darstellt, ist kein ausreichender Grund, um anzunehmen, dass ein rasches Eingreifen im
Sinne von Satz 1 erforderlich ist.

(5) Die zustandige Behdrde widerruft oder &ndert eine nach Absatz 1 angeordnete
Maflnahme, sobald die Anbauvereinigung, die das Cannabis oder Vermehrungsmaterial
weitergegeben hat oder weitergeben wollte, schliissig darlegt, dass sie wirksame
Mafinahmen zur Einhaltung der Vorgaben dieses Gesetzes, der aufgrund dieses Gesetzes
erlassenen Vorschriften und der nach § 13 Absatz 4 vorgesehenen Auflagen getroffen hat.

(6)

Anmerkung:

Warum hier die Rechtsweggarantie auf diese Weise eingeschrankt werden soll, erschlief3t
sich nicht. Besteht ein besonderes Bedurfnis, das auch gesondert begrindet werden muss,
kann die sofortige Vollziehung von MaRhahmen angeordnet werden, gegen die dann die
Ublichen Rechtsmittel eingelegt werden kdnnen.

§ 28
Befugnisse der Behorden zur Uberwachung

(1) Die zustdndige Behdrde und die von ihr beauftragten Personen sind, soweit dies
zur Erflillung ihrer Aufgaben nach § 27 erforderlich ist, befugt, befriedetes Besitztum von
Anbauvereinigungen sowie Einrichtungen und Gerate zur Beférderung und Fahrzeuge von
Anbauvereinigungen, in, auf oder mit denen, im Rahmen der Tatigkeit von
Anbauvereinigungen, Cannabis oder Vermehrungsmaterial gemeinschaftlich angebaut,
erhalten, weitergegeben, gelagert oder transportiert wird oder entsteht, zu den Ublichen
Offnungszeiten zu betreten und zu durchsuchen. Bei Gefahr im Verzug darf das Betreten
oder Durchsuchen auch auRRerhalb der uiblichen Offnungszeiten erfolgen.



(2) Die zustandige Behorde ist, soweit dies zur Erflllung ihrer Aufgaben nach § 27
erforderlich ist, befugt, im Besitz von Anbauvereinigungen befindliches Cannabis und
Vermehrungsmaterial, fir den gemeinschaftlichen Eigenanbau genutzte Einrichtungen,
Geratschaften und Anbauflachen sowie alle geschéftlichen Schrift- und Datentrager von
Anbauvereinigungen einzusehen, zu prifen oder priifen zu lassen. Sie darf Abschriften,
Kopien, Ablichtungen und Ausziige von Unterlagen anfertigen und digitale Daten
sicherstellen.

(3) Die zusténdige Behérde und die von ihr beauftragten Personen kdnnen die fur ihre
Aufgabenerfillung nach § 27 erforderlichen Unterlagen und Informationen von der
Anbauvereinigung, deren vertretungsberechtigten Personen, Mitgliedern oder entgeltlich
Beschaftigten anfordern. Die betroffene Anbauvereinigung oder die betroffenen Personen
sind Uber den Grund der Anforderung zu unterrichten.

(4) Die zustandige Behotrde und die von ihr beauftragten Personen sind befugt,
Namen, Vornamen, Geburtsjahr, Anschriften und elektronische Kontaktdaten folgender
Personen zu erheben und zu verarbeiten soweit dies zur Erfillung ihrer Aufgaben nach
§ 27 erforderlich ist:

1. vertretungsberechtigte Person der Anbauvereinigung,

2. Mitglieder der Anbauvereinigung,

3. entgeltlich Beschéftigte einer Anbauvereinigung,

4. von der Anbauvereinigung beauftragte Dritte,

5. sonstige im befriedeten Besitztum der Anbauvereinigung angetroffene Personen oder

6. Personen, die Cannabis oder Vermehrungsmaterial von der Anbauvereinigung
erhalten haben.

(5) Die zustandige Behorde ist befugt, personenbezogene Daten, die sie im Rahmen
ihrer Befugnisse nach Absatz 1 bis 4 erhoben oder verarbeitet hat, an andere Behorden
weiterzugeben, soweit dies zum Zwecke der Verfolgung von Straftaten oder
Ordnungswidrigkeiten nach diesem Gesetz oder anderen gesetzlichen Vorschriften
erforderlich ist.

§29
Duldungs- und Mitwirkungspflichten

(1) Anbauvereinigungen, ihre vertretungsberechtigten Personen, entgeltlich
Beschaftigten und Mitglieder haben Mal3nahmen nach den 88 27 und 28 zu dulden und die
zustandige Behorde sowie die von dieser beauftragten Personen bei der Erfillung ihrer
Aufgaben nach 8§ 27 zu unterstitzen, insbesondere ihnen auf Verlangen Zugang zum ihrer
Vereinstatigkeit dienenden befriedeten Besitztum zu gewahren sowie Behaltnisse zu 6ffnen
und die Entnahme von Proben zu erméglichen. Proben von Cannabis, von
Vermehrungsmaterial oder von beim gemeinschaftlichen Eigenanbau, der Weitergabe oder
Lagerung zum Einsatz kommenden Bedarfsgegenstanden sind der zustandigen Behorde
oder von diesen beauftragten Personen unentgeltlich zur Verfigung zu stellen.

(2) Anbauvereinigungen, ihre vertretungsberechtigten Personen, entgeltlich
Beschaftigten und Mitglieder haben der zustandigen Behérde und den von dieser
beauftragten Personen auf Verlangen Auskinfte, die zur Erfullung der Aufgaben nach § 27
erforderlich sind, zu erteilen. Die Auskunftspflichtigen kdnnen die Auskunft auf Fragen



verweigern, wenn die Beantwortung sie selbst oder einen der in 8§ 1 Nummer 23
bezeichneten Angehorigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens
nach dem Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten aussetzen wirde. Sie sind Uber ihr Recht zur
Auskunftsverweigerung zu belehren.

Anmerkung:

Warum eine derartige Einschrankung erforderlich ist, erschlief3t sich nicht. Eine solche
Regelung wirde ausschlie3lich zu Folgeproblemen fiihren, aus diesem Grunde sollte
darauf verzichtet werden.

Kapitel 5

Gewerblicher Anbau von Nutzhanf

§ 31
Anbau von Nutzhanf durch Unternehmen der Landwirtschaft

Mit Ausnahme von § 9 Absatz 1 Nummer 2 ist der Anbau von Nutzhanf nur erlaubt,
wenn er durch Unternehmen der Landwirtschaft erfolgt, die die Voraussetzungen des § 1
Absatz 4 des Gesetzes Uber die Alterssicherung der Landwirte erfiilllen oder durch
Unternehmen der Forstwirtschaft, des Garten- und Weinbaus, der Fischzucht, der
Teichwirtschaft, der Imkerei, der Binnenfischerei und der Wanderschaferei oder fur die eine
Direktzahlung nach dem GAP-Direktzahlungen-Gesetz.

§32
Uberwachung des gewerblichen Anbaus von Nutzhanf

(1) Der Anbau von Nutzhanf durch Unternehmen der Landwirtschaft unterliegt der
Uberwachung durch die Bundesanstalt fur Landwirtschaft und Ernahrung.

(2) Artikel 5 Unterabsatz 1 und 2 sowie Anhang | der Delegierten Verordnung (EU)
2022/126 der Kommission vom 7. Dezember 2021 zur Erganzung der Verordnung (EU)
2021/2115 des Europaischen Parlaments und des Rates um zusatzliche Anforderungen fir
bestimmte, von den Mitgliedstaaten in ihren GAP-Strategieplanen fir den Zeitraum 2023
bis 2027 gemaR der genannten Verordnung festgelegte Interventionskategorien sowie um
Vorschriften tber den Anteil fir den Standard fir den guten landwirtschaftlichen und
okologischen Zustand (GLOZ-Standard) Nr. 1 (ABI. L 20 vom 31.1.2022, S. 52), die zuletzt



durch die Delegierte Verordnung (EU) 2023/330 (ABI. L 44 vom 14.2.2023, S. 1) geandert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung gelten entsprechend. Im Ubrigen gelten die
Vorschriften des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems ber den Anbau von Hanf
entsprechend. Die Bundesanstalt flir Landwirtschaft und Erndhrung darf die ihr nach den
Vorschriften des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems lber den Anbau von Hanf
von den zustandigen Landesstellen Ubermittelten Daten sowie die Ergebnisse von im
Rahmen der Regelungen Uber die Direktizahlungen durchgefiihrten THC-Kontrollen zum
Zweck der Uberwachung nach diesem Gesetz verwenden.

§33
Anzeige des gewerblichen Anbaus von Nutzhanf

(1) Der Anbau von Nutzhanf durch Unternehmen der Landwirtschaft ist bis zum 1. Juli
des Anbaujahres der Bundesanstalt fiir Landwirtschaft und Ernahrung anzuzeigen.

(2) Fur die Anzeige nach Absatz 1 ist das von der Bundesanstalt fiir Landwirtschaft
und Erndhrung herausgegebene amtliche Formblatt zu verwenden. Die Anzeige muss
enthalten:

1. den Namen, den Vornamen und die Anschrift des Landwirtes, bei juristischen Personen
den Namen des Unternehmens der Landwirtschaft sowie des gesetzlichen Vertreters
oder der gesetzlichen Vertreterin,

2. die dem Landwirt oder Unternehmen der Landwirtschaft von der zustandigen
Berufsgenossenschaft zugeteilte Mitglieds- oder Katasternummer,

3. die Sorte des Nutzhanfs unter Beifllgung der amtlichen Etiketten, soweit diese nicht im
Rahmen der Regelungen Uber die Direktzahlungen der zustédndigen Landesbehdrde
vorgelegt worden sind,

4. die Aussaatflache in Hektar und Ar unter Angabe der Flachenidentifikationsnummer;
ist diese nicht vorhanden, kdnnen die Katasternummer oder sonstige die Aussaatflache
kennzeichnende Angaben, die von der Bundesanstalt fur Landwirtschaft und
Ernahrung anerkannt worden sind, wie zum Beispiel Gemarkung, Flur und Flurstlick,
angegeben werden.

Erfolgt die Aussaat von Nutzhanf nach dem 1. Juli des Anbaujahres, sind die amtlichen
Etiketten nach Satz 1 Nummer 3 bis zum 1. September des Anbaujahres vorzulegen.

(3) Die Bundesanstalt fir Landwirtschaft und Erndhrung Ubersendet eine von ihr
abgezeichnete Ausfertigung der Anzeige unverziglich dem Antragsteller. Sie hat ferner
eine Ausfertigung der Anzeige den zustandigen Polizeibehdrden und Staatsanwaltschaften
auf deren Ersuchen zu Gibersenden, wenn dies zur Verfolgung von Straftaten nach diesem
Gesetz erforderlich ist. Liegen der Bundesanstalt fir Landwirtschaft und Ernahrung
Anhaltspunkte vor, dass der Anbau von Nutzhanf nicht den Voraussetzungen dieses
Gesetzes entspricht, teilt sie dies der drtlich zustdndigen Staatsanwaltschaft mit.

§34
Befugnisse der Bundesanstalt fur Landwirtschaft und Ernahrung
(1) Bei VerstdfRen gegen dieses Gesetz kann die Bundesanstalt fir Landwirtschaft

und Erndhrung den nach 8 33 anzeigepflichtigen Anbau von Nutzhanf untersagen. Ferner
ist die Bundesanstalt fiir Landwirtschaft und Erndhrung befugt



1. Unterlagen Uber den Anbau von Nutzhanf durch Unternehmen der Landwirtschaft
einzusehen und hieraus Abschriften oder Ablichtungen anzufertigen, soweit sie fur die
Sicherheit des Anbaus von Nutzhanf durch Unternehmen der Landwirtschaft von
Bedeutung sein kénnen,

2. von dem Unternehmen der Landwirtschaft, das Nutzhanf anbaut, alle erforderlichen
Ausklnfte zu verlangen, die fur die Sicherheit des Anbaus von Nutzhanf durch
Unternehmen der Landwirtschaft erforderlich sind,

3. Grundstucke, auf denen der Anbau von Nutzhanf durch Unternehmen der
Landwirtschaft durchgefuhrt wird, zu betreten und zu besichtigen, wobei sich die von
der Bundesanstalt fur Landwirtschaft und Erndhrung beauftragte Person davon zu
Uberzeugen hat, dass die Vorschriften Uber den Anbau von Nutzhanf durch
Unternehmen der Landwirtschaft beachtet werden,

4. vorlaufige Anordnungen zu treffen, soweit es zur Verhiutung dringender Gefahren fur
die Sicherheit oder Kontrolle des Anbaus von Nutzhanf durch Unternehmen der
Landwirtschaft geboten ist. Zum gleichen Zweck darf die Bundesanstalt fir
Landwirtschaft und Ernahrung die Nutzhanfbestdnde unter amtlichen Verschluss
nehmen. Die Bundesanstalt fir Landwirtschaft und Ernéahrung hat innerhalb von einem
Monat nach Erlass der vorlaufigen Anordnungen Uber diese endgultig zu entscheiden.

Die Bundesanstalt flr Landwirtschaft und Ernahrung kann Malinahmen gemaR Satz 2
Nummer 1 und 2 auch auf schriftichem Wege anordnen.

(2) Soweit es zur Durchfiihrung der Vorschriften Uber den Anbau von Nutzhanf durch
Unternehmen der Landwirtschaft erforderlich ist, ist die Bundesanstalt fir Landwirtschaft
und Ernahrung befugt, gegen Empfangsbestitigung Proben nach ihrer Auswahl zum
Zwecke der Untersuchung zu fordern oder zu entnehmen. Soweit nicht ausdricklich darauf
verzichtet wird, ist ein Teil der Probe oder, sofern die Probe nicht oder ohne Gefahrdung
des Untersuchungszwecks nicht in Teile von gleicher Qualitat teilbar ist, ein zweites Stick
der gleichen Art wie das als Probe enthommene zuriickzulassen. Zurtickzulassende Proben
sind amtlich zu verschlieRen oder zu versiegeln. Sie sind mit dem Datum der Probenahme
und dem Datum des Tages zu versehen, nach dessen Ablauf der Verschluss oder die
Versiegelung als aufgehoben gelten. Fir entnommene Proben ist eine angemessene
Entschadigung zu leisten, soweit nicht ausdriicklich darauf verzichtet wird.

(3) Hinsichtlich der MalRnahmen gemaf den Absatzen 1 und 2 gelten die Duldungs-
und Mitwirkungspflichten geman § 29 entsprechend.

Kapitel 6

Zustandigkeiten

8§35
Zustandigkeiten und Zusammenarbeit der Behdrden

(1) Far die Erteilung der Erlaubnis nach 811 Absatz1l und die behordliche
Uberwachung nach § 27 sind die Behtrden des Landes ortlich zustandig, in dem die
Anbauvereinigung ihren Sitz hat. Liegen der Sitz und Teile des befriedeten Besitztums einer
Anbauvereinigung in unterschiedlichen Landern, kann die Behorde des Landes, in dem der
nach seiner Grof3e Uberwiegende Teil des befriedeten Besitztums liegt, im Einvernehmen



mit der nach Satz 1 ortlich zustdndigen Behorde die Zustandigkeit flr die Erteilung der
Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 und die behordliche Uberwachung nach § 27 tibernehmen.

(2) Die Lander stellen sicher, dass ihre zustandigen Behorden die Aufgaben nach
diesem Gesetz ordnungsgemaf wahrnehmen kdnnen. Die zusténdigen Behdrden haben
sich gegenseitig die fur den Vollzug des Gesetzes zustandigen Stellen mitzuteilen und sich

im Rahmen der jeweiligen Zustandigkeit bei der behordlichen Uberwachung nach § 27 zu
unterstitzen.

Kapitel 7

Straf- und Bul3geldvorschriften, Rehabilitierungsmaflinahmen

Abschnitt 1

Strafvorschriften

§ 36

Strafvorschriften

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer

3. entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 3 mit Cannabis Handel treibt,
4. entgegen 8§ 2 Absatz 1 Nummer 4 Cannabis verdul3ert,
5. entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 5 Cannabis einfthrt, ausflhrt oder durchfihrt,

6. entgegen 8 2 Absatz 1 Nummer 6 Cannabis abgibt oder weitergibt, es sei denn, die
Abgabe oder Weitergabe erfolgt unentgeltlich und nicht gewerblich aus dem privaten
Eigenanbau an Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, im Bereich der
Wohnung der anbauenden Person zum unmittelbar auf die Weitergabe folgenden
gemeinschaftlichen Konsum,

7. entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 7 Cannabis sonst in Verkehr bringt,

10. Cannabis weitergibt entgegen

a) 8§ 9 Absatz 2 Satz 1 oder

b) 8 19 Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 1 oder Satz 2 oder Absatz 4 Satz 1 oder Satz
2,



11. ohne Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 Cannabis anbaut oder weitergibt,
12. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 1 Cannabis anbaut,

(2) Inden Fallen des Absatzes 1 Nummer 1, 3 bis 9, 10 Buchstabe b, Nummer 11 und
12 ist der Versuch strafbar.

(3) In besonders schweren Fallen ist die Strafe Freiheitsstrafe von drei Monaten bis
zu funf Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Tater

1. in den Féllen des Absatz 1 Nummer 3 bis 7 oder 9 bis 12 gewerbsmalig handelt,

2. durch eine in Absatz 1 Nummer 2 bis 7 oder 9 bis 12 bezeichnete Handlung die
Gesundheit mehrerer Menschen gefahrdet,

3. als Person Uber 21 Jahre eine in Absatz 1 Nummer1 genannte Handlung begeht und
dabei Cannabis an ein Kind oder einen Jugendlichen abgibt oder

(4) Mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr, in minder schweren Fallen mit
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu funf Jahren wird bestraft, wer

1. im Fall des Absatz 3 Nummer 3 gewerbsmafig handelt,

2. als Person uber 21 Jahre eine Person unter 18 Jahren bestimmt, eine in Absatz 1
Nummer 3 bis 7 oder 9 bis 11 genannte Handlung zu begehen oder eine solche
Handlung zu foérdern,

3. eine in Absatz 1 Nummer 2, 3 oder 11 genannte Handlung begeht und dabei als
Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung solcher Taten
verbunden hat, oder

(5) Handelt der Tater in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 4 bis 8, Nummer 10
Buchstabe b, Nummer 11 oder 12 fahrlassig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr oder Geldstrafe.

Anmerkung:

VerstolRe gegen das Besitzverbot und die Pflanzenanzahl sollte im Sinne einer
umfassenden Liberalisierung ausschliefZlich als Ordnungswidrigkeiten gelten.

Der Begriff der ,nicht geringe Menge*“ ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, der durch die
Rechtsprechung ausgefiillt werden muss. Wie wir aus der Vergangenheit wissen, hat dies
zu zahlreichen Problemen, insbesondere einer restriktiven Auslegung, gefiihrt. Aus diesem
Grund sollte auf eine Strafverscharfung dieser Art generell verzichtet werden.



§37
Strafmilderung und Absehen von Strafe

Das Gericht kann die Strafe nach 8 49 Absatz 1 des Strafgesetzbuches mildern, oder,

wenn der Tater keine Freiheitsstrafe von mehr als drei Jahren verwirkt hat, von der Strafe
absehen, wenn der Téater

1.

durch freiwilliges Offenbaren seines Wissens wesentlich dazu beigetragen hat, dass
eine Straftat nach § 36, die mit seiner Tatim Zusammenhang steht, aufgedeckt werden
konnte, oder

freiwillig sein Wissen so rechtzeitig einer Dienststelle offenbart, dass eine Straftat nach
8 36 Absatz 4, die mit seiner Tat in Zusammenhang steht und von deren Planung er
weil3, noch verhindert werden kann.

War der Tater an der Tat beteiligt, muss sich sein Beitrag zur Aufklarung nach Satz 1
Nummer 1 Gber den eigenen Tatbeitrag hinaus erstrecken. 8 46b Absatz 2 und 3 des
Strafgesetzbuches gilt entsprechend.

Abschnitt 2

BuRRgeldvorschriften

§ 38
BuRgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

entgegen 8 2 Absatz 1 Nummer 1 oder 8 3 Absatz 1 Satz1 mehr als 50 Gramm
Cannabis besitzt,

entgegen 8 2 Absatz 1 Nummer 2 oder 8§ 9 Absatz 1 Nummer 1 mehr als drei weibliche
blihende Cannabispflanzen gleichzeitig anbaut,

entgegen 8 5 Absatz 2 Satz 1 oder Satz 2 Cannabis konsumiert,

entgegen 8 6 fur Cannabis oder fur Anbauvereinigungen wirbt oder Sponsoring
betreibt,

entgegen 89 Absatz 1 Nummer2 mehr als drei weibliche Nutzhanfpflanzen
gleichzeitig anbaut,

entgegen § 10 Absatz 1 oder § 22 Absatz 1 Satz 1 Cannabis oder
Vermehrungsmaterial nicht oder nicht richtig vor dort genanntem Zugriff schitzt,

entgegen 8 11 Absatz 6 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht
unverzuglich macht,

einer vollziehbaren Auflage nach § 13 Absatz 4 zuwiderhandelt,

entgegen § 17 Absatz 1 Satz 3 einen senstigen-entgeltlichen-Beschaftigten-odereinen
Dritten beauftragt,



10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

29.

30.

einer Rechtsverordnung nach 8 17 Absatz 4 oder einer vollziehbaren Anordnung auf
Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung
fir einen bestimmten Tatbestand auf diese BuRgeldvorschrift verweist,

entgegen 8 18 Absatz 3 nicht  weitergabefdhiges  Cannabis  oder  nicht
weitergabefahiges Vermehrungsmaterial nicht, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig
vernichtet,

entgegen 8 19 Absatz 2 Satz 2 oder 8 20 Absatz 2 nicht sicherstellt, dass eine
Kontrolle des Alters erfolgt,

entgegen § 19 Absatz 2 Satz 2 nicht sicherstellt, dass eine Kontrolle der Mitgliedschaft
erfolget,

entgegen 8§ 19 Absatz 4 Satz 3 Cannabis versendet oder liefert,

entgegen 8§ 20 Absatz 2 nicht sicherstellt, dass eine Kontrolle des Wohnsitzes oder des
gewohnlichen Aufenthalts erfolgt,

entgegen § 20 Absatz 3 Samen oder Stecklinge weitergibt,

entgegen § 21 Absatz 1 Satz 1 Cannabis weitergibt,

entgegen 8§ 21 Absatz 1 Satz 2 Tabak, Nikotin oder Lebensmittel weitergibt,

entgegen 8§ 21 Absatz 2 Satz 1 Cannabis oder Vermehrungsmaterial weitergibt,
entgegen 8§ 21 Absatz 2 Satz 3, auch in Verbindung mit § 21 Absatz 2 Satz 4,
8§ 21 Absatz 3 Satz 2 und Satz 3, eine dort genannte Information nicht, nicht richtig,

nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig zur Verfligung stellt,

entgegen 8§ 22 Absatz 1 Satz 2 ein befriedetes Besitztum nicht, nicht richtig oder nicht
vollstandig sichert,

entgegen § 22 Absatz 2 Satz 1 Cannabis oder Vermehrungsmaterial lagert oder
verbringt,

entgegen 8§ 23 Absatz 1 erster Halbsatz Zutritt gewahrt,
entgegen § 23 Absatz 1 zweiter Halbsatz Vermehrungsmaterial weitergibt,

entgegen 8 23 Absatz 2 Satz 1 das befriedete Besitztum von Anbauvereinigungen
nach aufen erkennbar macht,

entgegen 8 23 Absatz 3 Anbauflachen oder aufRerhalb von Innenrdumen genutzte
Gewachshauser nicht, nicht richtig oder nicht vollstindig gegen eine Einsicht von
aufRen schitzt,

entgegen § 26 Absatz 7 eine Information nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht
rechtzeitig gibt,

entgegen § 29 Absatz 1 Satz 1 eine dort genannte MalRnahme nicht duldet,

entgegen 8§ 29 Absatz 2 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder
nicht rechtzeitig erteilt oder

entgegen 8 33 Absatz 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht
rechtzeitig erstattet.



31. entgegen 8§ 2 Absatz 1 Nummer 8 mehr als 25 Gramm Cannabis erwirbt,

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3, 31 mit
einer Geldbul3e bis zu 5.000€ geahndet werden, in den Fallen von 6, 8, 9, 9, 12, 14, 16 bis
19 und 21 bis 26 mit einer Geldbul3e bis zu flinfzigtausend Euro und in den tbrigen Fallen
des Absatzes 1 mit einer Geldbuf3e bis zu flinfzehntausend Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehdrde im Sinne des 8§ 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes uber
Ordnungswidrigkeiten ist im Fall von Absatz 1 Nummer 30 die Bundesanstalt fir
Landwirtschaft und Erndhrung.

Anmerkung:

Die BuRgeldvorschriften sind um die ehemals als Strafvorschriften behandelten
Tatbestdnde zu erganzen.

Aufgrund der veradnderten gefahren Beurteilung im Hinblick auf Cannabis sind die
GeldbufRen deutlich zu reduzieren.

Abschnitt 3

Einziehung und Fihrungsaufsicht

§ 39
Einziehung
Gegenstande, auf die sich eine Straftat nach § 36 oder eine Ordnungswidrigkeit nach

8 38 bezieht, kbnnen eingezogen werden. § 74a des Strafgesetzbuches und § 23 des
Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten sind anzuwenden.

§ 40
Fuhrungsaufsicht

In den Féllen des 8§ 36 Absatz 4 kann das Gericht Fiihrungsaufsicht anordnen.

Abschnitt 4

Besondere Regelungen bei Vorliegen einer
cannabisbezogenen Abhangigkeitserkrankung

§41
Zuruckstellung der Strafvollstreckung

(1) Ist jemand wegen einer Straftat zu einer Freiheitsstrafe von nicht mehr als zwei
Jahren verurteilt worden und ergibt sich aus den Urteilsgriinden oder steht sonst fest, dass



er die Tat auf Grund einer cannabisbezogenen Abhangigkeitserkrankung begangen hat, so
kann die Vollstreckungsbehérde mit Zustimmung des Gerichts des ersten Rechtszuges die
Vollstreckung der Strafe, eines Strafrestes oder der Mal3regel der Unterbringung in einer
Entziehungsanstalt fur langstens zwei Jahre zurtickstellen, wenn der Verurteilte sich wegen
seiner Abhangigkeitserkrankung in einer seiner Rehabilitation dienenden Behandlung
befindet oder zusagt, sich einer solchen zu unterziehen, und deren Beginn gewéhrleistet
ist. Als Behandlung gilt auch der Aufenthalt in einer staatlich anerkannten Einrichtung, die
dazu dient, die Abhangigkeitserkrankung zu beheben oder einer erneuten Abhangigkeit
entgegenzuwirken.

(2) Gegen die Verweigerung der Zustimmung durch das Gericht des ersten
Rechtszuges steht der Vollstreckungsbehdrde die Beschwerde nach dem Zweiten
Abschnitt des Dritten Buches der Strafprozessordnung zu. Der Verurteilte kann die
Verweigerung dieser Zustimmung nur zusammen mit der Ablehnung der Zurtckstellung
durch die Vollstreckungsbehérde nach den 88 23 bis 30 des Einfihrungsgesetzes zum
Gerichtsverfassungsgesetz anfechten. Das Oberlandesgericht entscheidet in diesem Falle
auch Uber die Verweigerung der Zustimmung; es kann die Zustimmung selbst erteilen.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn
1. auf eine Gesamtfreiheitsstrafe von nicht mehr als zwei Jahren erkannt worden ist oder

2. auf eine Freiheitsstrafe oder Gesamtfreiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren erkannt
worden ist und ein zu vollstreckender Rest der Freiheitsstrafe oder der
Gesamtfreiheitsstrafe zwei Jahre nicht tbersteigt

und im Ubrigen die Voraussetzungen des Absatzes 1 fir den ihrer Bedeutung nach
Uberwiegenden Teil der abgeurteilten Straftaten erftillt sind.

(4) Der Verurteilte ist verpflichtet, zu Zeitpunkten, die die Vollstreckungsbehérde
festsetzt, den Nachweis Uber die Aufnahme und Uber die Fortfiihrung der Behandlung zu
erbringen; die  behandelnden  Personen oder Einrichtungen teilen  der
Vollstreckungsbehérde einen Abbruch der Behandlung mit.

(5) Die Vollstreckungsbehorde widerruft die Zurtickstellung der Vollstreckung, wenn
die Behandlung nicht begonnen oder nicht fortgefihrt wird und nicht zu erwarten ist, dass
der Verurteilte eine Behandlung derselben Art alsbald beginnt oder wieder aufnimmt, oder
wenn der Verurteilte den nach Absatz 4 geforderten Nachweis nicht erbringt. Von dem
Widerruf kann abgesehen werden, wenn der Verurteilte nachtréaglich nachweist, dass er
sich in Behandlung befindet. Ein Widerruf nach Satz 1 steht einer erneuten Zuriickstellung
der Vollstreckung nicht entgegen.

(6) Die Zurlckstellung der Vollstreckung wird auch widerrufen, wenn

1. bei nachtraglicher Bildung einer Gesamtstrafe nicht auch deren Vollstreckung nach
Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 3 zurtickgestellt wird oder

2. eine weitere gegen den Verurteilten erkannte Freiheitsstrafe oder freiheitsentziehende
Maflregel der Besserung und Sicherung zu vollstrecken ist.

(7) Hat die Vollstreckungsbehérde die Zurtickstellung widerrufen, so ist sie befugt, zur
Vollstreckung der Freiheitsstrafe oder der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt einen
Haftbefehl zu erlassen. Gegen den Widerruf kann die Entscheidung des Gerichts des ersten
Rechtszuges herbeigefuihrt werden. Der Fortgang der Vollstreckung wird durch die
Anrufung des Gerichts nicht gehemmt. § 462 der Strafprozessordnung gilt entsprechend.



8§42
Anrechnung und Strafaussetzung zur Bewahrung

(1) Ist die Vollstreckung zurtickgestellt worden und hat sich der Verurteilte in einer
staatlich anerkannten Einrichtung behandeln lassen, so wird die vom Verurteilten
nachgewiesene Zeit seines Aufenthaltes in dieser Einrichtung auf die Strafe angerechnet,
bis infolge der Anrechnung zwei Drittel der Strafe erledigt sind. Die Entscheidung Uber die
Anrechnungsfahigkeit trifft das Gericht zugleich mit der Zustimmung nach 8 40 Absatz 1.
Sind durch die Anrechnung zwei Drittel der Strafe erledigt oder ist eine Behandlung in der
Einrichtung zu einem friheren Zeitpunkt nicht mehr erforderlich, so setzt das Gericht die
Vollstreckung des Restes der Strafe zur Bewdhrung aus, sobald dies unter
Berlcksichtigung des Sicherheitsinteresses der Allgemeinheit verantwortet werden kann.

(2) Ist die Vollstreckung zurlickgestellt worden und hat sich der Verurteilte einer
anderen als der in Absatz 1 bezeichneten Behandlung seiner Abhangigkeitserkrankung
unterzogen, so setzt das Gericht die Vollstreckung der Freiheitsstrafe oder des Strafrestes
zur Bewdhrung aus, sobald dies unter Bericksichtigung des Sicherheitsinteresses der
Allgemeinheit verantwortet werden kann.

(3) Hat sich der Verurteilte nach der Tat einer Behandlung seiner Abh&ngigkeit
unterzogen, so kann das Gericht, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 nicht
vorliegen, anordnen, dass die Zeit der Behandlung ganz oder zum Teil auf die Strafe
angerechnet wird, wenn dies unter Beriicksichtigung der Anforderungen, welche die
Behandlung an den Verurteilten gestellt hat, angezeigt ist.

(4) Die 88 56a bis 56g und 57 Absatz 5 Satz 2 des Strafgesetzbuches gelten
entsprechend.

(5) Die Entscheidungen nach den Absatzen 1 bis 3 trifft das Gericht des ersten
Rechtszuges ohne mindliche Verhandlung durch Beschluss. Die Vollstreckungsbehérde,
der Verurteilte und die behandelnden Personen oder Einrichtungen sind zu hdren. Gegen
die Entscheidungen ist sofortige Beschwerde mdglich. Fir die Entscheidungen nach Absatz
1 Satz 3 und nach Absatz 2 gilt § 454 Absatz 4 der Strafprozessordnung entsprechend; die
Belehrung tber die Aussetzung des Strafrestes erteilt das Gericht.

8§43
Absehen von der Erhebung der 6ffentlichen Klage

(1) Steht ein Beschuldigter in Verdacht, eine Straftat auf Grund einer
cannabisbezogenen Abhéngigkeitserkrankung begangen zu haben, und ist keine hohere
Strafe als eine Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu erwarten, so kann die
Staatsanwaltschaft mit Zustimmung des fir die Eroffnung des Hauptverfahrens
zustandigen Gerichts vorlaufig von der Erhebung der 6ffentlichen Klage absehen, wenn der
Beschuldigte nachweist, dass er sich wegen seiner Abhangigkeitserkrankung der in § (x-2)
Absatz 1 bezeichneten Behandlung unterzieht, und seine Resozialisierung zu erwarten ist.
Die Staatsanwaltschaft setzt Zeitpunkte fest, zu denen der Beschuldigte die Fortdauer der
Behandlung nachzuweisen hat. Das Verfahren wird fortgesetzt, wenn

1. die Behandlung nicht bis zu ihrem vorgesehenen Abschluss fortgeftihrt wird,

2. der Beschuldigte den nach Satz 2 geforderten Nachweis nicht fiihrt,



3. der Beschuldigte eine Straftat begeht und dadurch zeigt, dass die Erwartung, die dem
Absehen von der Erhebung der offentlichen Klage zugrunde lag, sich nicht erflillt hat,
oder

4. auf Grund neuer Tatsachen oder Beweismittel eine Freiheitsstrafe von mehr als zwei
Jahren zu erwarten ist.

In den Fallen des Satzes 3 Nummer 1 und 2 kann von der Fortsetzung des Verfahrens
abgesehen werden, wenn der Beschuldigte nachtraglich nachweist, dass er sich weiter
in Behandlung befindet. Die Tat kann nicht mehr verfolgt werden, wenn das Verfahren
nicht innerhalb von zwei Jahren fortgesetzt wird.

(2) Ist die Klage bereits erhoben, so kann das Gericht mit Zustimmung der
Staatsanwaltschaft das Verfahren bis zum Ende der Hauptverhandlung, in der die
tatsachlichen Feststellungen letztmals geprift werden kénnen, vorlaufig einstellen. Die
Entscheidung ergeht durch unanfechtbaren Beschluss. Absatz 1 Satz 2 bis 5 qilt
entsprechend. Unanfechtbar ist auch eine Feststellung, dass das Verfahren nicht
fortgesetzt wird.

(3) Die in 8§ 172 Absatz 2 Satz 3 Strafprozessordnung, 8§ 396 Absatz 3
Strafprozessordnung und § 467 Absatz 5 der Strafprozessordnung zu § 153a der
Strafprozessordnung getroffenen Regelungen gelten entsprechend.

8§44
Jugendliche und Heranwachsende

(1) Bei Verurteilung zu einer Jugendstrafe gelten die 88 41 und 42 entsprechend.
Neben der Zusage des Jugendlichen nach 841 Absatz 1 Satz 1 bedarf es auch der
Einwilligung der Erziehungsberechtigten und der gesetzlichen Vertreter. Im Fall des
8§41 Absatz 7 Satz2 findet § 83 Absatz 2 Nummer 1, Absatz 3 Satz 2 des
Jugendgerichtsgesetzes entsprechend Anwendung. Abweichend von § 42 Absatz 4 gelten
die 88 22 bis 26a des Jugendgerichtsgesetzes entsprechend. Fur die Entscheidungen nach
842 Absatz1 Satz 3 und Absatz 2 gelten die 88 58, 59 Absatz 2 bhis 4 des
Jugendgerichtsgesetzes und 8§ 60 des Jugendgerichtsgesetzes und nach Mal3gabe des § 2
Absatz 2 des Jugendgerichtsgesetzes § 454 Absatz 4 der Strafprozessordnung.

(2) & 43 qilt fur zur Zeit der Tat Jugendliche und Heranwachsende entsprechend. Die
88 45 und 47 des Jugendgerichtsgesetzes bleiben unberihrt.

Abschnitt 5

Tilgung von Eintragungen im Bundeszentralregister

§45
Tilgungsfahige Eintragungen im Bundeszentralregister
(1) Eine Eintragung im Bundeszentralregister tber eine Verurteilung nach 8§ 29 des

Betaubungsmittelgesetzes ist tilgungsfahig, wenn der angewendete Tatbestand oder die
angewendeten Tatbestande nicht auch den Handel mit Cannabis betreffen.



(2) Eine Eintragung im Bundeszentralregister Uber eine Verurteilung nach § 29 des
Betdubungsmittelgesetzes ist dartiber hinaus tilgungsfahig, wenn

1. die verurteilte Person wegen des unerlaubten Umgangs mit Cannabis oder
Vermehrungsmaterials strafgerichtlich verurteilt worden ist und

2. das geltende Recht

a) fur die der Verurteilung zugrundeliegenden Handlungen keine Strafe mehr
vorsieht oder

b) fir die Handlungen nur noch Geldbul3e allein oder Geldbul3e in Verbindung mit
einer Nebenfolge androht.

(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 sind auch solche Eintragungen im
Bundeszentralregister tilgungsfahig, die auf Entscheidungen beruhen, durch die
nachtraglich aus mehreren Einzelstrafen aufgrund von Verurteilungen nach § 29 des
Betdubungsmittelgesetzes eine Gesamtstrafe gebildet worden ist.

Anmerkung:

Um eine umfassende Rehabilitierung von ehemals wegen Cannabis verurteilten Personen
zu erreichen, wird die Regelung in Abs. 1 vorgeschlagen. Sofern kein Handel mit Cannabis
erfolgt ist, kdbnnen die Eintragungen getilgt werden. So werden auch Sachverhalte erfasst,
in denen es zu Verurteilungen wegen Besitzes tberhalb von 25 g kam, sowie s&mtliche
weiteren Delikte, die aufgrund ihres geringeren Unwertgehaltes (da kein Handel) ebenfalls
tilgungswiurdig sind. Dementsprechend war Abs. 4 ersatzlos zu streichen.

8 46
Feststellung der Tilgungsfahigkeit von Eintragungen im Bundeszentralregister

(1) Die Staatsanwaltschaft stellt auf Antrag der verurteilten Person fest, ob eine die
Person betreffende Eintragung im Bundeszentralregister nach 8 45 tilgungsféahig ist.

(2) Im Rahmen der Feststellung durch die Staatsanwaltschaft nach Absatz 1 geniigt
es zum Nachweis der Voraussetzungen nach 8 45 Absatz 1 oder § 45 Absatz 2, wenn
diese durch die verurteilte Person glaubhaft gemacht werden. Zur Glaubhaftmachung kann
die Staatsanwaltschaft auch die eidesstattliche Versicherung der verurteilten Person
zulassen. Fir die Abnahme der eidesstattlichen Versicherung ist die Staatsanwaltschaft
zustandig.

(3) Die ortliche Zustandigkeit der Staatsanwaltschaft bestimmt sich nach dem Gericht,
das im ersten Rechtszug die in 8§45 Absatz1 Nummer 1 genannte Verurteilung
ausgesprochen oder die Entscheidung nach 8 45 Absatz 2 erlassen hat. Lasst sich diese
Staatsanwaltschaft nicht nach Satz 1 bestimmen, so ist diejenige Staatsanwaltschaft
zustandig, in deren Bezirk die verurteilte Person zum Zeitpunkt der Antragstellung ihren
Wohnsitz im Inland hat. Hat die verurteilte Person ihren Wohnsitz im Ausland, so ist die



Staatsanwaltschaft Berlin zustdndig. Der Antrag kann bei jeder Staatsanwaltschaft
schriftlich eingereicht oder zu Protokoll der Geschéaftsstelle erklart werden.

(4) Nimmt die Staatsanwaltschaft eine zu Unrecht getroffene Feststellung nach
Absatz 1 zuriick, so teilt sie der Registerbehérde die Riicknahme und die nach § 5 des
Bundeszentralregistergesetzes erforderlichen Daten fur die im Bundeszentralregister
vorzunehmende Wiedereintragung der getilgten Verurteilung oder der getilgten
Entscheidung dber die nachtragliche Bildung einer Gesamtstrafe mit. Die
Staatsanwaltschaft hat vor ihrer Entscheidung dariiber, ob eine Feststellung nach Absatz 1
zuriickgenommen wird, der verurteilten Person Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
§ 50 des Bundeszentralregistergesetzes ist nicht anzuwenden.

8 47
Verfahren zur Tilgung von Eintragungen aus dem Bundeszentralregister

(1) Stellt die Staatsanwaltschaft die Tilgungsfahigkeit einer Eintragung im
Bundeszentralregister Uber eine strafgerichtliche Verurteilung oder Uber eine
strafgerichtliche Entscheidung nach 8 46 fest, so hat sie dies der Registerbehdrde und der
verurteilten Person mitzuteilen. Liegen die Voraussetzungen fir die Tilgung nicht vor, so
hat die Staatsanwaltschaft die verurteilte Person dariber unter Angabe der Grunde zu
bescheiden.

(2) Eintragungen im Bundeszentralregister Uber strafgerichtliche Verurteilungen oder
Entscheidungen, deren Tilgungsfahigkeit nach 8§46 durch die Staatsanwaltschaft
festgestellt und von dieser der Registerbehdrde mitgeteilt worden ist, sind durch die
Registerbehdrde zu tilgen.

Kapitel 8

Schlussvorschriften

8§48
Evaluation des Gesetzes

(1) Die gesellschaftlichen Auswirkungen dieses Gesetzes, insbesondere auf den
Kinder- und Jugendschutz, den Gesundheitsschutz und auf die cannabisbezogene
Kriminalitat, sind zu evaluieren. Die Evaluation soll begleitend zum Vollzug des Gesetzes
erfolgen.

(2) Das Bundesministerium fiir Gesundheit beauftragt unabhangige Dritte mit der
Durchfiihrung der Evaluation. Spéatestens bis ... [einsetzen: Angabe des Tages und Monats
des Inkrafttretens nach Artikel 12 Absatz 1 dieses Gesetzes sowie die Jahreszahl des
vierten auf das Inkrafttreten nach Artikel 12 Absatz 1 dieses Gesetzes folgenden Jahres]
soll dem Bundesministerium flr Gesundheit ein umfassender Bericht Uber die Ergebnisse
der Evaluation vorgelegt werden.

(3) Zur Unterstitzung der Evaluation Gbermitteln die zustédndigen Behdrden jahrlich
bis zum 31. Januar des Folgejahres die ihnen im vorangegangenen Kalenderjahr nach
8§ 26 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 und Absatz 4 Satz 1 Ubermittelten Angaben an eine vom
Bundesministerium fiir Gesundheit benannte Stelle. Personenbezogene Daten sind dabei



zu anonymisieren, anstelle vollstandiger Geburtsdaten sind lediglich Geburtsjahre zu
Ubermitteln.

(4) Die Anbauvereinigungen sollen die Evaluation unterstiitzen, indem sie

Befragungen ihrer Mitglieder, der vertretungsberechtigten Personen und entgeltlich
Beschaftigten durch den mit der Evaluation beauftragten Dritten ermdglichen.

Artikel 1a

Anderung des StraRenverkehrsgesetzes
Das StralRenverkehrsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Marz 2003 (BGBI.
I S. 310, 919), das zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 2. Marz 2023 (BGBI. 2023 |
Nr. 56) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:
1. 8§24 a, Anderung der Uberschrift:
8 24a 0,5 Promille-Grenze, Cannabis
Abs. 1 wird wie folgt geéndert:
(1) Ordnungswidrig handelt, wer im StraRenverkehr ein Kraftfahrzeug fuhrt, obwohl er 0,25
mg/l oder mehr Alkohol in der Atemluft oder 0,5 Promille oder mehr Alkohol im Blut oder
eine Alkoholmenge im Korper hat, die zu einer solchen Atem- oder Blutalkoholkonzentration

fuhrt. Ebenfalls ordnungswidrig handelt, wer im StralRenverkehr ein Kraftfahrzeug fihrt,
obwohl er ein THC-Wirkstoffgehalt von 10 ng/ml Blutserum oder mehr festgestellt wurde.

Artikel 2

Anderung der Fahrerlaubnis-Verordnung

Die Fahrerlaubnis-Verordnung vom 13. Dezember 2010 (BGBI. | S. 1980), die zuletzt
durch Artikel 18 des Gesetzes vom 2. Marz 2023 (BGBI. | Nr. 56 geéndert worden ist), wird
wie folgt geéndert:

1. § 14 wird wie folgt geandert:

c) Absatz (1) Satz 3 wird gestrichen: Die Beibringung eines medizinisch-
psychologischen Gutachtens kann angeordnet werden, wenn gelegentliche
Einnahme von Cannabis vorliegt und weitere Tatsachen Zweifel an der Eignung
begriinden.



2. In Anlage 4 wird in Ziffer 9.1, in der ersten Spalte die Angabe ,ausgenommen
Cannabis® gestrichen, ebenso wird Cannabis in 9.2 gestrichen.

3. In Anlage 4a Ziffer 1 Buchstabe f werden jeweils die Worter ,Alkohol oder
Betaubungsmittel oder Arzneimittel“ durch die Wérter ,Alkohol oder Betaubungsmittel
oder Cannabis oder Arzneimittel” ersetzt.

4. 8§13 wird um Cannabis erganzt und wie folgt geandert:

§ 13 Klarung von Eignungszweifeln bei
Alkoholproblematik und problematischem
Cannabiskonsum

() Zur Vorbereitung von Entscheidungen uber die Erteilung oder Verlangerung der Fahrerlaubnis oder tber
die Anordnung von Beschrankungen oder Auflagen ordnet die Fahrerlaubnisbehérde an, dass
1.
ein arztliches Gutachten (8 11 Absatz 2 Satz 3) beizubringen ist, wenn Tatsachen die Annahme von
Alkoholabhéangigkeit begriinden, oder

ein medizinisch-psychologisches Gutachten beizubringen ist, wenn

a)

nach dem arztlichen Gutachten zwar keine Alkoholabhangigkeit, jedoch Anzeichen fiir
Alkoholmissbrauch vorliegen oder sonst Tatsachen die Annahme von Alkoholmissbrauch begriinden,

b)
wiederholt Zuwiderhandlungen im StraBenverkehr unter Alkoholeinfluss begangen wurden,

c)
ein Fahrzeug im StraRenverkehr bei einer Blutalkoholkonzentration von 1,6 Promille oder mehr oder
einer Atemalkoholkonzentration von 0,8 mg/l oder mehr gefuhrt wurde,

d)
die Fahrerlaubnis aus einem der unter den Buchstaben a bis ¢ genannten Griinde entzogen war oder

e)
sonst zu kléren ist, ob Alkoholmissbrauch oder Alkoholabhéngigkeit nicht mehr besteht.

Im Falle des Satzes 1 Nummer 2 Buchstabe b sind Zuwiderhandlungen, die ausschliel3lich gegen § 24c des
StraBenverkehrsgesetzes begangen worden sind, nicht zu beriicksichtigen.

(2) zur Vorbereitung von Entscheidungen tiber die Erteilung oder Verlangerung der Fahrerlaubnis oder tiber
die Anordnung von Beschrankungen oder Auflagen ordnet die Fahrerlaubnisbehérde an, dass

ein medizinisch-psychologisches Gutachten beizubringen ist, wenn

a)

wenn Anzeichen fur einen problematischen Cannabisgebrauch vorliegen oder sonst Tatsachen die
Annahme von Cannabismissbrauch begriinden,

b)
wiederholt Zuwiderhandlungen im StraBenverkehr unter dem aktuellen Einfluss von Cannabis
begangen wurden,

c)
ein Fahrzeug im StralRenverkehr bei einem THC-Wirkstoffgehalt von 10 ng/ml Blutserum oder mehr
gefihrt wurde,

d)
die Fahrerlaubnis aus einem der unter den Buchstaben a bis ¢ genannten Griinde entzogen war oder

e)
sonst zu klaren ist, ob problematischer Cannabisgebrauch nicht mehr besteht.

Anmerkung:



Die Fuhrerscheinfrage muss bei Erlass des neuen Cannabisgesetzes umgehend mit
geregelt werden, da sich ansonsten die Situation fir Konsumentinnen und Konsumenten
nicht verbessert, und weiterhin das Fuhrerscheinrecht als Ersatzstrafrecht missbraucht
werden kann.

Der vorliegende Vorschlag berticksichtigt in einer einfachen Ergdnzung des 8§ 24 a StVG
die Tatsache, dass auch nicht berauschte Fahrer THC im Blut aufweisen kdnnen, und zwar
noch tagelang nach einem Konsum. Der bisher geltende Grenzwert von 1ng ist lediglich ein
technischer Grenzwert, unter dem THC Uberhaupt nicht mehr festgestellt werden kann. Der
hier vorgeschlagene Grenzwert berticksichtigt die wissenschatftliche Erkenntnis, dass THC
sich langsamer im Blut abbaut als Alkohol, angemessen, und sollte gegebenenfalls sogar
noch nach oben angepasst werden, sofern weitere, wissenschaftliche Erkenntnisse hierzu
gewonnen werden konnten.

Im Ubrigen muss dann von den Strafverfolgungsbehdrden eine Rauschfahrt konkret
nachgewiesen werden.

Der Eintrag fur Cannabis in Anlage 4 der Fahrerlaubnisverordnung sollte analog zu Alkohol
formuliert werden.
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	Artikel 1
	Gesetz zum privaten und zum gemeinschaftlichen, nicht-gewerblichen Eigenanbau von Cannabis zu nicht-medizinischen Zwecken
	Kapitel 1
	Allgemeine Vorschriften
	§ 1
	Begriffsbestimmungen
	Im Sinne dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen ist oder sind
	1. Tetrahydrocannabinol (THC): die natürliche Wirkstoffgruppe Tetrahydrocannabinol in der Cannabispflanze und ihre natürlich vorkommenden Isomere wie (-)-trans- Δ9-Tetrahydrocannabinol (Dronabinol) sowie stereochemische Varianten;
	2. Marihuana: die getrockneten Blüten und die blütennahen Blätter der Cannabispflanze;
	3. Haschisch: das abgesonderte Harz der Pflanze;
	4. Stecklinge: Jungpflanzen oder Sprossteile von Cannabispflanzen, die zur Anzucht von Cannabispflanzen verwendet werden sollen und über keine Blütenstände oder Fruchtstände verfügen;
	5. Vermehrungsmaterial: Samen und Stecklinge von Cannabispflanzen;
	6. Cannabis:
	7. Nutzhanf: Cannabispflanzen und Teile der Cannabispflanzen,
	8. Anbau: der Anbau und die Aufzucht von Cannabispflanzen einschließlich der Trimmung, der Ernte, der Trocknung, der Gewinnung von Haschisch sowie der Verpackung und Lagerung des angebauten Cannabis und hergestellten Vermehrungsmaterials;
	9. Eigenanbau: nicht-gewerblicher Anbau zum Zwecke des Eigenkonsums;
	10. privater Eigenanbau: der Eigenanbau im Bereich der Wohnung;
	11. Anbauvereinigung: eingetragener nicht wirtschaftlicher Verein, dessen Zweck der gemeinschaftliche Eigenanbau und die Weitergabe von Cannabis und Vermehrungsmaterial zum Eigenkonsum ist;
	12. Werbung: jede Art kommerzieller Kommunikation mit dem Ziel, der Wirkung oder der wahrscheinlichen Wirkung, den Konsum oder die Weitergabe von Cannabis unmittelbar oder mittelbar zu fördern, unabhängig davon, ob sie über das gesprochene Wort persön...
	13. Sponsoring: jede Förderung von Einzelpersonen, Anbauvereinigungen oder Veranstaltungen in Form von Geld-, Sach- oder Dienstleistungen mit dem Ziel, der Wirkung oder der wahrscheinlichen Wirkung, den Konsum oder die Weitergabe von Cannabis unmittel...
	14. Wohnsitz: der Ort, an dem eine Person eine Wohnung unter Umständen innehat, die darauf schließen lassen, dass sie die Wohnung beibehalten und benutzen wird;
	15. gewöhnlicher Aufenthalt: der Ort, an dem sich eine Person unter Umständen aufhält, die erkennen lassen, dass sie an diesem Ort oder in diesem Gebiet nicht nur vorübergehend verweilt sowie ein zeitlich zusammenhängender Aufenthalt von mindestens se...
	16. Kinder: Personen, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben;
	17. Jugendliche: Personen, die das 14. Lebensjahr, aber noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet;
	18. Heranwachsende: Personen, die das 18. Lebensjahr, aber noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet haben;
	19. Gewächshäuser: in oder außerhalb von geschlossenen Räumlichkeiten befindliche, in sich abgeschlossene Anbauorte für Cannabispflanzen oder Vermehrungsmaterial;
	20. befriedetes Besitztum: ein Grundstück, eine Anbaufläche, ein Gewächshaus, ein Gebäude oder ein Teil eines Gebäudes, das, der oder die von der berechtigten Person in äußerlich erkennbarer Weise durch Schutzvorrichtungen gegen das beliebige Betreten...
	21. entgeltlich Beschäftigte: Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, in einer Beschäftigung im Sinne des § 7 Absatz 1 Viertes Buch Sozialgesetzbuch tätig sind und ein Arbeitsentgelt im Sinne des § 14 Viertes Buch Sozialgesetzbuch für ihre T...
	22. Präventionsbeauftragter: eine für den Jugendschutz sowie für Sucht- und Präventionsfragen beauftragte Person;
	23. Angehörige:


	§ 2
	Umgang mit Cannabis
	(1) Es ist verboten, Cannabis
	1. zu besitzen,
	2. anzubauen,
	3. mit ihm Handel zu treiben,
	4. es zu veräußern,
	5. es einzuführen, auszuführen oder durchzuführen,
	6. abzugeben oder weiterzugeben, es sei denn die Abgabe oder Weitergabe erfolgt unentgeltlich und nicht gewerblich,
	7. sonst Cannabis mit Gewinnabsicht in Verkehr zu bringen oder
	8. Cannabis käuflich zu erwerben.

	(2) Die Extrahierung von Cannabinoiden, einschließlich Tetrahydrocannabinol und Cannabidiol, aus der Cannabispflanze ist verboten.
	(3) Vom Verbot nach Absatz 1 ausgenommen sind für Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben,
	1. der Besitz von Cannabis nach § 3,
	2. der private Eigenanbau zum Eigenkonsum und die Weitergabe von Cannabis nach § 9 und
	3. der gemeinschaftliche, nicht-gewerbliche Eigenanbau zum Eigenkonsum und die Weitergabe von Cannabis in Anbauvereinigungen nach Kapitel 4.

	(4) Bei Verstößen gegen das Verbot nach Absatz 1 wird das jeweils aufgefundene Cannabis von den zuständigen Behörden nach den §§ 47 bis 50 des Bundespolizeigesetzes und den Vorschriften der Polizeigesetze der Länder sichergestellt, verwahrt und vernic...
	Anmerkung:
	Um den erfolgten Paradigmenwechsel in der Cannabis-Politik zu verdeutlichen, sollte auf ein Besitzverbot von Cannabis verzichtet werden, und lediglich der Besitz oberhalb der erlaubten Besitzgrenze reguliert werden.
	Cannabis, insbesondere aus dem persönlichen Eigenanbau, sollte an Dritte abgegeben werden dürfen, sofern die Abgabe unentgeltlich und ohne gewerbliche Absicht erfolgt.
	Ein Extraktionsverbot ist nicht zielführend, da Edibles und Extrakte erlaubt sein sollten.

	§ 3
	Erlaubter Besitz von Cannabis
	(1) Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, ist der Besitz und Erwerb von bis zu 60 Gramm Cannabis zum Eigenkonsum erlaubt.
	(2) Im Bereich des befriedeten Besitztums des Anbauenden ist auch das Aufbewahren der jeweiligen Ernten der erlaubten Pflanzenzahl gemäß § 9 (1) oberhalb der in Absatz 1 genannten Grenze zulässig.
	(3) Der Besitz von mehr als 25 Gramm Cannabis ist ebenfalls erlaubt innerhalb des befriedeten Besitztums einer Anbauvereinigung mit einer Erlaubnis nach § 11 Absatz 1.
	(4) Beschränkungen des Besitzes von Cannabis für Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr aufgrund dienstrechtlicher Vorschriften bleiben von Absatz 1 unberührt.

	Anmerkung:
	Die Grenze von 25 g bis zu niedrig gewählt, eine Grenze von 60 g erscheint angesichts der tatsächlichen Konsumsverhältnisse angemessener. Weiterhin sollte klargestellt werden, dass auch der Erwerb von bis zu 60 g straffrei ist.
	Außerdem ist eine Klarstellung erforderlich, dass auch die Ernten im Eigenanbau ohne Gewichtsgrenze gelagert werden können.

	§ 4
	Einfuhr von Vermehrungsmaterial Cannabissamen
	Die Einfuhr von Vermehrungsmaterial aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union zum Zweck des privaten Eigenanbaus zum Eigenkonsum von Cannabis nach § 9 oder des gemeinschaftlichen, nicht-gewerblichen Anbaus von Cannabis in Anbauvereinigungen zum Eigen...
	Anmerkung:
	Der Import von Stecklingen sollte ebenfalls möglich sein, deshalb wurde hier die Regelung auf Vermehrungsmaterial insgesamt ausgedehnt.



	Kapitel 2
	Gesundheitsschutz, Kinder- und Jugendschutz, Prävention
	§ 5
	Konsumverbot
	(1) Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, ist der Konsum von Cannabis untersagt.
	(2) Der Konsum von Cannabis in unmittelbarer Gegenwart von Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, ist verboten. Der öffentliche Konsum von Cannabis ist verboten
	1. in und in einem Abstand von bis zu 200 Metern unmittelbarer Nähe zum Eingangsbereich von Schulen, Kinder- und Jugendeinrichtungen, in öffentlich zugänglichen Sportstätten sowie auf und in einem Abstand von bis zu 200 Metern zum Eingangsbereich von ...
	2. in Fußgängerzonen zwischen 7 und 20 Uhr sowie
	3. innerhalb des befriedeten Besitztums und in einem Abstand von bis zu 200 Metern zum Eingangsbereich von Anbauvereinigungen.

	(3) Beschränkungen des Konsums von Cannabis für Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr aufgrund dienstrechtlicher Vorschriften bleiben unberührt.
	Anmerkung:
	Konsumverbote in der Öffentlichkeit sind nicht zielführend, da sie nicht geeignet sind, den Kontroll- und Verfolgungsdruck entscheidend abzubauen. Aus Jugendschutzsicht sind sie ebenfalls nicht erforderlich, dass mildere Mittel gibt, Cannabiskonsum un...
	Abstandsregelungen sind ebenfalls nicht zielführend, da sie weder geeignet sind, ein geeignetes Ziel zu erreichen, und für erhebliche Rechtsunsicherheit sorgen werden.
	Außerdem halten wir den gemeinsamen Konsum in Anbauvereinigung für sinnvoll, um eine soziale Kontrolle innerhalb der Vereinigung zu ermöglichen. Ein sachlicher Grund für ein Verbot des gemeinsamen Konsums in Vereinigungen ist nicht ersichtlich.

	§ 6
	Allgemeines Werbe- und Sponsoringverbot
	Werbung und jede Form des Sponsorings für Cannabis und für Anbauvereinigungen sind verboten.

	§ 7
	Frühintervention
	Das Jugendamt oder eine andere zuständige Behörde soll den Personensorgeberechtigten von Kindern und Jugendlichen, die gegen das Verbot nach § 2 Absatz 1 oder § 5 Absatz 1 verstoßen, die Teilnahme der oder des Jugendlichen an geeigneten Frühinterventi...

	§ 8
	Suchtprävention
	(1) Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung
	1. errichtet eine digitale Plattform, auf der sie Informationen zu der Wirkung, den Risiken und der risikoreduzierten Nutzung von Cannabis, zu Angeboten für Prävention, Beratung und Behandlung sowie zu diesem Gesetz nutzerfreundlich und adressatengere...
	2. entwickelt insbesondere ihr bestehendes Angebot an cannabisspezifischen Präventionsmaßnahmen für Jugendliche sowie für junge Erwachsene in Bezug auf den Konsum von Cannabis evidenzbasiert weiter und baut dieses aus,
	3. baut ein strukturiertes, digitales zielgruppenspezifisches Beratungsangebot für Konsumentinnen und Konsumenten von Cannabis auf und
	4. berät und informiert zielgruppenspezifisch Konsumentinnen und Konsumenten von Cannabis zu Präventionsmaßnahmen, zur Wirkung, zu den Risiken und zur risikoreduzierten Nutzung von Cannabis sowie zu den Möglichkeiten einer weitergehenden wohnortnahen ...

	(2) Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung stellt digital die nach § 21 Absatz 3 erforderlichen Informationen in leicht verständlicher Sprache zum Herunterladen für Anbauvereinigungen bereit.


	Kapitel 3
	Privater Eigenanbau durch Erwachsene zum Eigenkonsum
	§ 9
	Anforderungen an den privaten Eigenanbau zum Eigenkonsum
	(1) Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, ist der Anbau von Cannabispflanzen für den persönlichen Eigenbedarf im Bereich des befriedeten Besitztums des oder der Anbauenden erlaubt. Der Anbau ist auf maximal drei weibliche, blühende Cannabi...
	(2) Cannabis aus dem privaten Eigenanbau darf vorbehaltlich der Regelung in Satz 2 nicht an Dritte weitergegeben werden. Die unentgeltliche, nicht-gewerbliche Weitergabe von Cannabis aus dem privaten Eigenanbau an Personen, die das 18. Lebensjahr voll...
	(3) Privater Eigenanbau innerhalb militärischer Bereiche ist verboten.
	Anmerkung:
	Hier sollte die Klarstellung erfolgen, dass maximal 3 blühende Pflanzen gleichzeitig gehalten werden können. Durch diese Regelung ist es möglich, dass bereits weitere Jungpflanzen gezogen werden können, die dann nach der Ernte der blühenden Pflanzen e...

	§ 10
	Schutzmaßnahmen bei privatem Eigenanbau zum Eigenkonsum
	(1) Wer privaten Eigenanbau betreibt, hat privat angebautes Cannabis und Vermehrungsmaterial durch geeignete Maßnahmen und Sicherheitsvorkehrungen vor dem Zugriff durch Kinder, Jugendliche oder Dritte zu schützen.
	(2) Privater Eigenanbau darf keine unzumutbaren Belästigungen und Störungen für die Nachbarschaft verursachen. Letztere können nicht pauschal mit dem Schutz vor Cannabis als Rauschmittel begründet werden.
	Anmerkung:
	Der Zusatz ist erforderlich, um klarzustellen, dass eine Belästigung oder Störung nicht an sich von Cannabis ausgehen kann, sondern auf tatsächliche Umwelteinflüsse beschränkt ist.


	Kapitel 4
	Gemeinschaftlicher Eigenanbau und kontrollierte Weitergabe von Cannabis und Vermehrungsmaterial in Anbauvereinigungen zum Eigenkonsum
	Abschnitt 1
	Erlaubnis für den gemeinschaftlichen Eigenanbau und die Weitergabe von Cannabis in Anbauvereinigungen
	§ 11
	Erlaubnispflicht
	(1) Wer gemeinschaftlich Cannabis anbaut und zum Zweck des Eigenkonsums an Mitglieder weitergibt, bedarf einer Erlaubnis der zuständigen Behörde.
	(2) Die Erlaubnis darf ausschließlich Anbauvereinigungen erteilt werden.
	(3) Die Erlaubnis ist auf Antrag zu erteilen, wenn
	1. die vertretungsberechtigten Personen der Anbauvereinigung unbeschränkt geschäftsfähig sind und die für den Umgang mit Cannabis und Vermehrungsmaterial erforderliche Zuverlässigkeit besitzen,
	2. die Anbauvereinigung gewährleistet, dass innerhalb ihres befriedeten Besitztums befindliches Cannabis und Vermehrungsmaterial ausreichend gegen den Zugriff durch unbefugte Dritte sowie Kinder und Jugendliche geschützt ist und
	3. die Anbauvereinigung die Einhaltung der sonstigen Vorgaben dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften gewährleistet.

	(4) Der Antrag auf Erlaubnis ist schriftlich oder elektronisch zu stellen und hat folgende Angaben und Nachweise in deutscher Sprache zu enthalten:
	1. Name, Telefonnummer und elektronische Kontaktdaten sowie Anschrift des Sitzes der Anbauvereinigung,
	2. zuständiges Registergerichts und Vereinsregisternummer der Anbauvereinigung,
	3. Vorname, Name, Geburtsdatum, Anschrift und elektronische Kontaktdaten der im Vereinsregister eingetragenen Vorstandsmitglieder und der sonstigen vertretungsberechtigten Personen der Anbauvereinigung,
	4. Vorname, Name, Geburtsdatum, Anschrift und elektronische Kontaktdaten aller entgeltlich Beschäftigter der Anbauvereinigung, die Zugang zu Cannabis und Vermehrungsmaterial erhalten,
	5. ein höchstens drei Monate vor der Antragstellung auf Erlaubnis erteiltes Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde nach § 30 Absatz 5 des Bundeszentralregistergesetzes sowie eine höchstens drei Monate vor der Antragstellung auf Erlaubnis erteil...
	6. Anzahl der Mitglieder der Anbauvereinigung,
	7. Lage oder voraussichtliche Lage des befriedeten Besitztums der Anbauvereinigung nach Ort, Straße und Hausnummer, gegebenenfalls Flurbezeichnung, Gebäude und Gebäudeteil,
	8. Größe oder voraussichtliche Größe der Anbauflächen und Gewächshäuser der Anbauvereinigung in Hektar oder Quadratmeter,
	9. voraussichtlich angebaute und weitergegebene Mengen Cannabis in Gramm pro Jahr, getrennt nach Marihuana und Haschisch,
	10. Darlegung der Sicherungs- und Schutzmaßnahmen gemäß § 22,
	11. Vorname, Name, Geburtsdatum, Anschrift und elektronische Kontaktdaten des Präventionsbeauftragten nach § 23 Absatz 4 Satz 2 sowie Nachweis seiner Beratungs- und Präventionskenntnisse nach § 23 Absatz 4 Satz 6,
	12. Gesundheits- und Jugendschutzkonzept nach § 23 Absatz 6.

	(5) Die zuständige Behörde soll innerhalb von drei Monaten nach Eingang der vollständigen Antragsunterlagen nach Absatz 4 über den Antrag auf Erlaubnis entscheiden.
	(6) Nach Erlaubniserteilung eingetretene Änderungen in Bezug auf die in Absatz 4 genannten Angaben und Nachweise sind unverzüglich der zuständigen Behörde mitzuteilen.
	(7) Die Erlaubnis kann nicht an Dritte übertragen werden.
	Anmerkung:
	Da nach diesem Vorschlag Edibles und Extrakte möglich sind, ist eine Unterscheidung zwischen Marihuana und Haschisch entbehrlich. Außerdem sollte der Begriff Marihuana nicht mehr verwendet werden, da er mittlerweile weltweit als rassistisch und diskri...

	§ 12
	Versagung der Erlaubnis
	(1) Die Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 ist zu versagen, wenn
	1. ein im Vereinsregister eingetragenes Vorstandsmitglied oder eine sonstige vertretungsberechtigte Person der Anbauvereinigung nicht die für seine oder ihre Tätigkeit in der Anbauvereinigung erforderliche Zuverlässigkeit besitzt,
	2. ein im Vereinsregister eingetragenes Vorstandsmitglied oder eine sonstige vertretungsberechtigte Person der Anbauvereinigung geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt ist,
	3. die Anbauvereinigung keinen Präventionsbeauftragten nach § 23 Absatz 4 Satz 2 ernannt hat oder keinen Nachweis für dessen Beratungs- und Präventionskenntnisse nach § 23 Absatz 4 Satz 6 vorgelegt hat,
	4. in der Satzung der Anbauvereinigung
	5. das befriedete Besitztum der Anbauvereinigung für den gemeinschaftlichen Eigenanbau und die Weitergabe von Cannabis für den Eigenkonsum nicht geeignet ist, weil es einen Mindestabstand von 200 Metern zum Eingangsbereich von Schulen, Kinder- und Jug...
	6. das befriedete Besitztum der Anbauvereinigung sich vollständig oder teilweise innerhalb einer Wohnung befindet,
	7. das befriedete Besitztum der Anbauvereinigung sich vollständig oder teilweise innerhalb eines militärischen Bereiches befindet oder
	8. der gemeinschaftliche Eigenanbau oder die Weitergabe von Cannabis durch die Anbauvereinigung im Hinblick auf die örtliche Lage, die geplante Nutzung, die Ausstattung oder die sonstigen Gegebenheiten des befriedeten Besitztums schädliche Umwelteinwi...

	(2) Ein im Vereinsregister eingetragenes Vorstandsmitglied oder eine sonstige vertretungsberechtigte Person der Anbauvereinigung besitzt die nach Absatz 1 Nummer 1 erforderliche Zuverlässigkeit insbesondere nicht, wenn
	1. es oder sie in den letzten fünf Jahren vor der Antragstellung ein Verbrechen oder eines der folgenden Vergehen begangen hat und deswegen rechtskräftig verurteilt worden ist:
	2. nach Anhörung der betreffenden Person Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie

	(3) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn nach Anhörung der betreffenden Person Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass ein im Vereinsregister eingetragenes Vorstandsmitglied oder eine sonstige vertretungsberechtigte Person der Anbauvereinigung mi...
	(4) Die zuständige Behörde kann von der Anbauvereinigung Auskünfte, die Vorlage von Unterlagen und den Zutritt zum befriedeten Besitztum der Anbauvereinigung außerhalb einer Wohnung zu den üblichen Öffnungszeiten verlangen, um das Vorliegen der Erlaub...
	Anmerkung:
	Abstandsregelungen halten wir generell nicht für erforderlich. Die erwähnten schädlichen Umwelteinflüsse sind nicht bestimmt genug und auch nicht erforderlich. Darüber hinaus sollten auch Personen mit einschlägigen Verurteilungen aus dem Betäubungsmit...

	§ 13
	Inhalt der Erlaubnis
	(1) Die Erlaubnis umfasst den gemeinschaftlichen Eigenanbau und die kontrollierte Weitergabe von Cannabis an Mitglieder der Anbauvereinigung für den Eigenkonsum gemäß den Vorgaben von Kapitel 4.
	(2) Die Erlaubnis muss das befriedete Besitztum der Anbauvereinigung eindeutig bezeichnen. Sie darf sich nur auf Tätigkeiten innerhalb des befriedeten Besitztums der Anbauvereinigung erstrecken.
	(3) Die Erlaubnis ist auf die jährlichen Eigenanbau- und Weitergabemengen an Cannabis zu begrenzen, die für die Deckung des Eigenbedarfs der Mitglieder der Anbauvereinigung für den Eigenkonsum erforderlich sind. Die zuständige Behörde hat die Erlaubni...
	(4) Die zuständige Behörde kann die Erlaubnis auch nachträglich mit Bedingungen und Auflagen versehen, um die Erfüllung der nach diesem Gesetz für die Erteilung der Erlaubnis festgelegten Voraussetzungen sicherzustellen.

	§ 14
	Dauer der Erlaubnis
	Die Dauer der Erlaubnis ist auf einen Zeitraum von sieben Jahren zu befristen. Sie kann nach Ablauf von mindestens fünf Jahren auf Antrag verlängert werden; die Vorschriften der §§ 11 bis 13 gelten entsprechend.

	§ 15
	Widerruf und Rücknahme der Erlaubnis
	(1) Die Erlaubnis kann vollständig oder in Bezug auf die Eigenanbau- oder Weitergabemengen oder das befriedete Besitztum der Anbauvereinigung teilweise insbesondere widerrufen werden, wenn die Anbauvereinigung
	1. ein befriedetes Besitztum nutzt, das nicht in der Erlaubnis bezeichnet ist,
	2. die erlaubten jährlichen Eigenanbau- und Weitergabemengen nach § 13 Absatz 3 wiederholt überschreitet,
	3. wiederholt Cannabis mit einem höheren THC-Gehalt als zehn Prozent an Heranwachsende weitergibt oder die Weitergabemengen nach § 19 Absatz 3 Satz 2 überschreitet,
	4. von der Erlaubnis innerhalb eines Zeitraumes von zwei Jahren nach Erteilung keinen Gebrauch gemacht hat; die Frist kann verlängert werden, wenn ein berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht wird oder;
	5. ihren Duldungs- oder Mitwirkungspflichten nach § 29 wiederholt nicht oder nicht vollständig nachkommt.

	(2) Im Übrigen gelten für den Widerruf und die Rücknahme der Erlaubnis die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes.
	Anmerkung:
	Die Beschränkung des THC-Höchstgehaltes für heranwachsende ist unpraktikabel und nicht erforderlich. Heranwachsende würden so weiter auf den Schwarzmarkt gedrängt werden. Außerdem stellt eine solche Regelung für die Anbauvereinigungen einen zu hohen b...


	Abschnitt 2
	Gemeinschaftlicher Eigenanbau in Anbauvereinigungen
	§ 16
	Mitgliedschaft
	(1) Anbauvereinigungen dürfen nur Mitglieder haben, die das 18. Lebensjahr vollendet haben.
	(2) Die Zahl der Mitglieder in Anbauvereinigungen ist nicht beschränkt. Eine Mitgliedschaft in mehreren Anbauvereinigung ist möglich.
	(3) Als Mitglied in einer Anbauvereinigung darf nur aufgenommen werden, wer gegenüber der Anbauvereinigung durch Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises oder sonstiger geeigneter amtlicher Dokumente nachweist, dass er oder sie
	1. einen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat und
	2. das 18. Lebensjahr vollendet hat.

	(4) Anbauvereinigungen haben in ihrer Satzung eine Mindestmitgliedschaft von mindestens zwei Monaten sowie das Ruhen der Mitgliedschaft für den Fall, dass sich der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt eines Mitglieds nicht mehr in Deutschland befi...
	Anmerkung:
	Warum die Mitgliederzahl auf 500 beschränkt sein soll, und eine Mitgliedschaft nur in einer Anbauvereinigung möglich sein soll, erschließt sich nicht. Eine solche Beschränkung dürfte damit nicht verhältnismäßig sein und sollte vollständig aufgegeben w...

	§ 17
	Anforderungen an den gemeinschaftlichen Eigenanbau von Cannabis
	(1) In Anbauvereinigungen darf Cannabis nur von Mitgliedern oder sozialversicherungspflichtig Beschäftigten der Anbauvereinigung angebaut werden. Die Mitglieder können durch geringfügig Beschäftigte der Anbauvereinigung im Sinne des § 8 Absatz 1 Viert...
	(2) Die Mitglieder der Anbauvereinigung haben beim gemeinschaftlichen Eigenanbau von Cannabis aktiv mitzuwirken. Eine aktive Mitwirkung ist insbesondere gegeben, wenn Mitglieder der Anbauvereinigung bei unmittelbar mit dem gemeinschaftlichen Eigenanba...
	(3) Anbauvereinigungen haben beim gemeinschaftlichen Eigenanbau die Grundsätze der guten fachlichen Praxis sicherzustellen, insbesondere im Hinblick auf
	Anbauvereinigungen haben ausreichende Vorkehrungen zu treffen, damit Gefahren für die menschliche Gesundheit, die durch den Einsatz der in Absatz 4 genannten Stoffe entstehen können, vermieden werden.
	(4) Anbauvereinigungen dürfen sich zu genossenschaftlichen Vereinigungen zusammenschließen, um den Erwerb oder die Wirtschaft ihrer Mitglieder durch gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb zu fördern. Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft...
	(5) Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Gesundheit und dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung mi...
	1. Höchstmengen hinsichtlich der folgenden Stoffe oder deren Abbau-, Umwandlungs- oder Reaktionsprodukte in oder auf Cannabis:
	2. das Verfahren zur Festsetzung von Höchstmengen sowie Vorgaben für die Datenanforderungen zur Festsetzung von Höchstmengen und
	3. landwirtschaftliche oder gartenbauliche Anforderungen an den gemeinschaftlichen Eigenanbau in Anbauvereinigungen, insbesondere in Bezug auf Hygiene sowie auf die Trocknung und Lagerung von in Anbauvereinigungen gemeinschaftlich angebautem Cannabis.
	Anmerkung:
	Hier sollte klargestellt werden, dass der Verein auch Mitarbeiter in Vollzeit beschäftigen darf, sowie einzelne Arbeitsschritte an Dritte ausgelagert werden können, zum Beispiel bei speziellen Tätigkeiten wie Ernte, Trimmung, oder Weiterverarbeitung. ...


	§ 18
	Maßnahmen zur Qualitätssicherung durch Anbauvereinigungen
	(1) Anbauvereinigungen haben sicherzustellen, dass bei ihrer Tätigkeit jederzeit die Vorgaben dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften eingehalten werden. Sie haben über die typischen Gefahren des Konsums von Cannabis ...
	(2) Zur Überprüfung der Qualität und zur Einhaltung der Vorgaben dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften, insbesondere zur Einhaltung der Vorgaben des § 19 Absatz 3 Satz 2, haben die Anbauvereinigungen bei dem angebau...
	(3) Anbauvereinigungen haben nicht weitergabefähiges Cannabis und nicht weitergabefähiges Vermehrungsmaterial unverzüglich zu vernichten.
	(4) Cannabis oder Vermehrungsmaterial ist nicht weitergabefähig, wenn
	1. das Cannabis nicht selbst von der Anbauvereinigung angebaut worden oder das zur Weitergabe bestimmte Vermehrungsmaterial nicht beim gemeinschaftlichen Eigenanbau in der Anbauvereinigung entstanden ist,
	2. die das Cannabis und Vermehrungsmaterial weitergebende Anbauvereinigung nicht über eine wirksame Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 verfügt,
	3. das Cannabis die nach § 13 Absatz 3 festgelegten jährlichen Eigenanbau- oder Weitergabemengen übersteigt,
	4. das erzeugte Cannabis nicht der guten fachlichen Praxis entspricht und in oder auf dem Cannabis Stoffe in einem Umfang enthalten sind, die im Einzelfall geeignet sind, eine Gefahr für die menschliche Gesundheit darzustellen oder
	5. das Cannabis nicht den Anforderungen des § 19 Absatz 1 oder des § 21 Absatz 1 entspricht.
	Anmerkung:
	Da Cannabis nach diesem Vorschlag unter Anbauvereinigungen weitergegeben werden kann (§19), war Nummer 3 zu streichen. Ebenso war eine Anpassung im Hinblick auf § 17 erforderlich, da die dort festgelegten Qualitätskriterien nur noch Orientierung sind.



	Abschnitt 3
	Kontrollierte Weitergabe und Sicherung von Cannabis und Vermehrungsmaterial in Anbauvereinigungen
	§ 19
	Kontrollierte Weitergabe von Cannabis
	(1) Anbauvereinigungen dürfen nur das innerhalb ihres befriedeten Besitztums gemeinschaftlich angebaute Cannabis weitergeben. Die Weitergabe von Cannabis ist ausschließlich in Reinform als Marihuana oder Haschisch gestattet.
	(2) Eine Weitergabe von Cannabis nach Absatz 1 Satz 1 darf ausschließlich innerhalb des befriedeten Besitztums durch Mitglieder an Mitglieder der Anbauvereinigungen zum Zweck des Eigenkonsums erfolgen. Anbauvereinigungen haben sicherzustellen, dass be...
	(3) Anbauvereinigungen dürfen an jedes Mitglied höchstens 60 Gramm Cannabis pro Tag und höchstens 120 Gramm pro Monat zum Eigenkonsum weitergeben. Abweichend von Satz 1 darf an Heranwachsende höchstens 30 Gramm Cannabis pro Monat weitergegeben werden,...
	(4) Eine Weitergabe von Cannabis nach Absatz 1 Satz 1 ist nur bei persönlicher Anwesenheit der abgebenden Person und des annehmenden Mitglieds zulässig. Mitglieder dürfen Cannabis und Vermehrungsmaterial, dass sie von den Anbauvereinigungen erhalten h...
	(5) Erzielt eine Anbauvereinigung eine Überproduktion von Cannabis, kann das Cannabis an andere Anbauvereinigung abgegeben werden, deren Produktion noch nicht zur Versorgung der eigenen Mitglieder ausreicht. Zur Steigerung der Auswahl und Sortenvielfa...
	Anmerkung:
	Da Edibles und Konzentrate nach diesem Vorschlag möglich sind, war Paragraf 1 Satz 1 zu streichen. Aus den vorgenannten Gründen ist auch eine Beschränkung der Abgabemenge in Bezug auf Heranwachsende nicht erforderlich. Außerdem sollte der Postversand ...
	Da über-bzw. unter Produktionen beim Cannabis an bei regelmäßig vorkommen, sollte Anbauvereinigung in die Möglichkeit eingeräumt werden, Produktionen abgeben zu können, oder aber auch tauschen zu können. So kann verhindert werden, dass bei einer schon...

	§ 20
	Kontrollierte Weitergabe von Vermehrungsmaterial
	(1) Anbauvereinigungen dürfen innerhalb ihres befriedeten Besitztums beim gemeinschaftlichen Eigenanbau entstandenes Vermehrungsmaterial an
	1. Mitglieder,
	2. Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und nicht Mitglieder sind, oder
	3. andere Anbauvereinigungen

	(2) Bei der Weitergabe von beim gemeinschaftlichen Eigenanbau entstandenem Vermehrungsmaterial an Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und nicht Mitglieder der Anbauvereinigung sind, haben Anbauvereinigungen sicherzustellen, dass neben ein...
	(3) Anbauvereinigungen dürfen an die in Absatz 1 Nummer 1 und 2 genannten Personen jeweils insgesamt höchstens sieben Samen oder fünf Stecklinge oder jeweils insgesamt höchstens sieben Samen und Stecklinge pro Monat weitergeben.
	(4) Eine Weitergabe von Vermehrungsmaterial nach Absatz 1 hat ausschließlich zu folgenden Zwecken zu erfolgen:
	1. im Falle einer Weitergabe nach Absatz 1 Nummer 1 oder 2 zum privaten Eigenanbau,
	2. im Falle einer Weitergabe nach Absatz 1 Nummer 3 zur Qualitätssicherung des in der das Vermehrungsmaterial annehmenden Anbauvereinigung angebauten Cannabis.

	(5) § 19 Absatz 4 gilt für die Weitergabe von Vermehrungsmaterial an die in Absatz 1 genannten Personen und Anbauvereinigungen entsprechend mit der Maßgabe, dass der Versand und die Lieferung von Cannabissamen zulässig sind.

	§ 21
	Maßnahmen des Gesundheitsschutzes bei der Weitergabe von Cannabis und Vermehrungsmaterial
	(1) Anbauvereinigungen dürfen Cannabis nicht weitergeben, das vermischt, vermengt oder verbunden ist mit
	1. Tabak, Nikotin oder
	2. Lebensmitteln, einschließlich alkoholhaltigen Getränken und Aromen oder sonstigen Zusätzen.

	(2) Anbauvereinigungen dürfen Cannabis und Vermehrungsmaterial nur in einer neutralen Verpackung weitergeben. Bei der Weitergabe haben sie der annehmenden Person oder der annehmenden Anbauvereinigung einen Beipackzettel auszuhändigen. Der Beipackzette...
	1. Gewicht in Gramm,
	2. Erntedatum,
	3. Mindesthaltbarkeitsdatum,
	4. Sorte,
	5. durchschnittlicher Tetrahydrocannabinol-Gehalt in Prozent,
	6. durchschnittlicher Cannabidiol-Gehalt in Prozent.

	(3) Anbauvereinigungen haben bei der Weitergabe von Cannabis und Vermehrungsmaterial aufklärende evidenzbasierte Informationen über Cannabis, die Dosierung, die Anwendung und die Risiken des Cannabiskonsums sowie Hinweise auf Beratungs- und Behandlung...
	1. mögliche neurologische und gesundheitliche Schäden bei einem Konsum von Cannabis im Alter von unter 25 Jahren,
	2. notwendige Vorkehrungen zum Kinder- und Jugendschutz, einschließlich des Nichtkonsums in Schwangerschaft und Stillzeit,
	3. Wechselwirkungen mit Arzneimitteln und bei Mischkonsum mit anderen psychoaktiv wirksamen Substanzen,
	4. Einschränkungen der Straßenverkehrstauglichkeit und beim Bedienen von Maschinen sowie
	5. weitergehende Informationen auf der nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 errichteten Plattform.


	§ 22
	Sicherung von Cannabis und Vermehrungsmaterial
	(1) Anbauvereinigungen haben Cannabis und Vermehrungsmaterial gegen den Zugriff durch unbefugte Dritte sowie durch Kinder und Jugendliche zu schützen. Befriedetes Besitztum, in oder auf dem Cannabis und Vermehrungsmaterial angebaut oder aufbewahrt wir...
	(2) Anbauvereinigungen dürfen Cannabis und Vermehrungsmaterial nicht außerhalb des in der Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 genannten befriedeten Besitztums lagern oder an andere Orte als die in der Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 genannten befriedeten Besitz...
	Anmerkung:
	Anbauvereinigungen sollten ihre Tätigkeiten an mehreren Orten entfalten können, und nicht nur an einem Punkt. So kann zum Beispiel der Anbau und das „Vereinsheim“ räumlich durchaus getrennt sein, auch über größere Strecken. Diese Klarstellung wird dur...


	Abschnitt 4
	Kinder- und Jugendschutz, Suchtprävention in Anbauvereinigungen
	§ 23
	Kinder- und Jugendschutz sowie Suchtprävention in Anbauvereinigungen
	(1) Anbauvereinigungen dürfen Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, keinen Zutritt zu ihrem befriedeten Besitztum gewähren und an diese kein Cannabis oder Vermehrungsmaterial weitergeben.
	(2) Das befriedete Besitztum von Anbauvereinigungen darf nach außen nicht durch werbende Beschilderungen oder andere auffällige, gestalterischen Elemente erkennbar gemacht werden. Eine sachliche Kennzeichnung des Namens der Anbauvereinigung am Eingang...
	(3) Anbauflächen und außerhalb von Innenräumen genutzte Gewächshäuser sind durch Umzäunung oder andere geeignete Maßnahmen gegen eine Einsicht von außen zu schützen.
	(4) Anbauvereinigungen sind verpflichtet, zu einem umfassenden Jugend- und Gesundheitsschutz beizutragen und ihre Mitglieder zu einem verantwortungsvollen Umgang mit Cannabis anzuhalten. Zu diesem Zweck wird in jeder Anbauvereinigung mit mehr als 50 M...
	(5) Anbauvereinigungen sollen mit Suchtberatungsstellen vor Ort kooperieren, um Mitgliedern mit einem abhängigen oder riskanten Konsumverhalten einen Zugang zum Suchthilfesystem zu ermöglichen.
	(6) Anbauvereinigungen haben ein Gesundheits- und Jugendschutzkonzept zu erstellen, in dem geeignete Maßnahmen zur Erreichung eines umfassenden Jugend- und Gesundheitsschutzes in der Anbauvereinigung, insbesondere zu einem risikoreduzierten Cannabisko...
	Anmerkung:
	Um für kleinere Vereine den bürokratischen und administrativen Aufwand gering zu halten, und damit auch die Attraktivität einer Gründung, wird hier eine Mindestmitgliederzahl vorgeschlagen.


	Abschnitt 5
	Mitgliedsbeiträge und Selbstkostendeckung in Anbauvereinigungen
	§ 24
	Mitgliedsbeiträge
	§ 25
	Selbstkostendeckung
	(1) Anbauvereinigungen dürfen für die Weitergabe von Cannabis und Vermehrungsmaterial an ihre Mitglieder neben den satzungsgemäßen Mitgliedsbeiträgen nach § 24 keine weiteren Entgelte verlangen.
	(2) Die unentgeltliche Weitergabe von Cannabis oder Vermehrungsmaterial durch Anbauvereinigungen ist verboten.
	(3) Anbauvereinigungen haben für die Weitergabe von Vermehrungsmaterial an andere Anbauvereinigungen oder an Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und nicht in ihr Mitglied sind, vom jeweiligen Empfänger die Erstattung der für die Herstellu...


	Abschnitt 6
	Behördliche Überwachung von Anbauvereinigungen
	§ 26
	Dokumentations- und Berichtspflichten von Anbauvereinigungen
	(1) Anbauvereinigungen haben zum Nachweis der Einhaltung der Vorgaben der §§ 19 und 20 und zum Zweck der Rückverfolgbarkeit des weitergegebenen Cannabis und Vermehrungsmaterials fortlaufend folgende Angaben zu dokumentieren:
	1. Name, Vorname und Anschrift der Personen, Name und Sitz der Anbauvereinigungen oder Name und Sitz der juristischen Personen, von denen sie Vermehrungsmaterial erhalten haben,
	2. Mengen an Cannabis in Gramm und Stückzahl des Vermehrungsmaterials, die sich in oder auf ihrem befriedeten Besitztum befinden,
	3. Mengen des angebauten Cannabis in Gramm,
	4. Mengen des vernichteten Cannabis in Gramm,
	5. Mengen und durchschnittlicher THC-Gehalt des an das jeweilige Mitglied weitergegebenen Cannabis in Gramm, Datum der Weitergabe sowie Name, Vorname und Geburtsjahr des jeweiligen Mitglieds und
	6. Stückzahl des an natürliche Personen jeweils weitergegebenen Vermehrungsmaterials sowie, sofern die jeweils annehmende Person Mitglied der Anbauvereinigung ist, deren Name, Vorname und Geburtsjahr.

	(2) Anbauvereinigungen haben personenbezogene Daten nach Absatz 1 durch geeignete Maßnahmen gegen den Zugriff durch Unbefugte zu schützen. Sie haben die Aufzeichnungen der Angaben fünf Jahre aufzubewahren und der zuständigen Behörde auf Verlangen elek...
	(3) Anbauvereinigungen haben zum Nachweis der Einhaltung der nach § 13 Absatz 3 festgelegten Eigenanbau- und Weitergabemengen der zuständigen Behörde bis zum 31. Januar eines jeden Kalenderjahres elektronisch die folgenden Angaben zu den Mengen an Can...
	1. im vorangegangen Kalenderjahr von ihnen
	2. am Ende des vorangegangenen Kalenderjahres in ihrem Bestand vorhanden waren.

	(4) Anbauvereinigungen haben unverzüglich die jeweils zuständige Behörde zu unterrichten und dieser die Angaben nach Absatz 1 Nummer 1, Nummer 5 und Nummer 6 zu übermitteln, wenn sie wissen oder aufgrund der ihnen vorliegenden Informationen oder ihrer...
	(5) Die zuständige Behörde darf die ihr nach Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 und Absatz 4 Satz 1 übermittelten Angaben ausschließlich zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben nach § 27 verwenden und nicht an Dritte weitergeben. Abweichend von Satz 1 darf d...
	1. zu Zwecken der Evaluation nach § 48 an eine vom Bundesministerium für Gesundheit benannte Stelle weitergeben, sofern personenbezogene Daten dabei anonymisiert werden und
	2. an andere Behörden weitergeben, soweit dies zum Zwecke der Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten nach diesem Gesetz oder anderen gesetzlichen Vorschriften erforderlich ist.

	(6) Die zuständige Behörde hat die ihr nach Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 und Absatz 4 Satz 1 übermittelten Angaben spätestens nach fünf Jahren zu löschen. Abweichend von Satz 1 beträgt die Frist zur Löschung zwei Jahre, soweit diese nicht anonymisiert wo...
	(7) Besteht der Verdacht eines Abhandenkommens oder einer unerlaubten Weitergabe von Cannabis oder Vermehrungsmaterial, so hat die Anbauvereinigung unverzüglich die zuständige Behörde zu informieren.

	§ 27
	Maßnahmen der behördlichen Überwachung
	(1) Die zuständige Behörde nimmt im befriedeten Besitztum von Anbauvereinigungen regelmäßig Stichproben und untersucht im Rahmen von regelmäßigen physischen Kontrollen auf geeignete Art und Weise und in angemessenem Umfang, ob das durch Anbauvereinigu...
	(2) Die zuständige Behörde berücksichtigt bei ihrer Überwachung nach Absatz 1 Satz 1 die ihr übermittelten Angaben nach § 26 Absatz 2 Satz 2, § 26 Absatz 3 und § 26 Absatz 4 Satz 1 sowie bei ihr eingegangene Beschwerden und Hinweise. Sie fordert ergän...
	(3) Die zuständige Behörde trifft die erforderlichen Maßnahmen, wenn sie den begründeten Verdacht hat, dass das in den Anbauvereinigungen angebaute oder weitergegebene Cannabis oder Vermehrungsmaterial nicht den Anforderungen dieses Gesetzes oder der ...
	1. Maßnahmen gegen die Anbauvereinigung anzuordnen, die gewährleisten, dass Cannabis erst dann weitergegeben wird, wenn es den Anforderungen dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften entspricht, insbesondere die Vornahme...
	2. anzuordnen, dass eine Anbauvereinigung das von ihr angebaute Cannabis oder das von ihr zur Weitergabe vorgesehene Vermehrungsmaterial oder das von ihr erhaltene Vermehrungsmaterial prüft oder prüfen lässt und ihr das Ergebnis der Prüfung mitteilt,
	3. einer Anbauvereinigung vorübergehend zu verbieten, dass diese Cannabis oder Vermehrungsmaterial anbaut oder weitergibt,
	4. den Rückruf und die Rücknahme von weitergegebenem Cannabis oder Vermehrungsmaterial durch die Anbauvereinigung anzuordnen,
	5. in Anbauvereinigungen vorhandenes Cannabis oder Vermehrungsmaterial, das ein über die typischen Gefahren des Konsums hinausgehendes Risiko für die menschliche Gesundheit im Sinne des § 18 Absatz 1 Satz 2 darstellt, sicherzustellen und dieses Cannab...
	6. die Tätigkeit einer Anbauvereinigung ganz oder teilweise zu untersagen,
	7. anzuordnen, dass die Anbauvereinigung die Öffentlichkeit oder ihre Mitglieder vor den über die typischen Gefahren des Konsums hinausgehendes Risiko im Sinne des § 18 Absatz 1 Satz 2 gewarnt werden, die mit abgegebenem Cannabis oder Vermehrungsmater...
	8. die Beseitigung von Werbematerial oder die Unterlassung von Werbe- oder Sponsoringmaßnahmen, die nach § 6 verboten sind, anzuordnen.

	(4) Maßnahmen nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 bis 6 setzen voraus, dass die Weitergabe des jeweiligen Cannabis oder Vermehrungsmaterials ein über die typischen Gefahren des Konsums hinausgehendes Risiko für die menschliche Gesundheit darstellt, das aufg...
	(5) Die zuständige Behörde widerruft oder ändert eine nach Absatz 1 angeordnete Maßnahme, sobald die Anbauvereinigung, die das Cannabis oder Vermehrungsmaterial weitergegeben hat oder weitergeben wollte, schlüssig darlegt, dass sie wirksame Maßnahmen ...
	(6) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Anordnungen und Maßnahmen nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 bis 8 haben keine aufschiebende Wirkung.
	Anmerkung:
	Warum hier die Rechtsweggarantie auf diese Weise eingeschränkt werden soll, erschließt sich nicht. Besteht ein besonderes Bedürfnis, das auch gesondert begründet werden muss, kann die sofortige Vollziehung von Maßnahmen angeordnet werden, gegen die da...

	§ 28
	Befugnisse der Behörden zur Überwachung
	(1) Die zuständige Behörde und die von ihr beauftragten Personen sind, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 27 erforderlich ist, befugt, befriedetes Besitztum von Anbauvereinigungen sowie Einrichtungen und Geräte zur Beförderung und Fahrzeu...
	(2) Die zuständige Behörde ist, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 27 erforderlich ist, befugt, im Besitz von Anbauvereinigungen befindliches Cannabis und Vermehrungsmaterial, für den gemeinschaftlichen Eigenanbau genutzte Einrichtungen, ...
	(3) Die zuständige Behörde und die von ihr beauftragten Personen können die für ihre Aufgabenerfüllung nach § 27 erforderlichen Unterlagen und Informationen von der Anbauvereinigung, deren vertretungsberechtigten Personen, Mitgliedern oder entgeltlich...
	(4) Die zuständige Behörde und die von ihr beauftragten Personen sind befugt, Namen, Vornamen, Geburtsjahr, Anschriften und elektronische Kontaktdaten folgender Personen zu erheben und zu verarbeiten soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 27 ...
	1. vertretungsberechtigte Person der Anbauvereinigung,
	2. Mitglieder der Anbauvereinigung,
	3. entgeltlich Beschäftigte einer Anbauvereinigung,
	4. von der Anbauvereinigung beauftragte Dritte,
	5. sonstige im befriedeten Besitztum der Anbauvereinigung angetroffene Personen oder
	6. Personen, die Cannabis oder Vermehrungsmaterial von der Anbauvereinigung erhalten haben.

	(5) Die zuständige Behörde ist befugt, personenbezogene Daten, die sie im Rahmen ihrer Befugnisse nach Absatz 1 bis 4 erhoben oder verarbeitet hat, an andere Behörden weiterzugeben, soweit dies zum Zwecke der Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswid...

	§ 29
	Duldungs- und Mitwirkungspflichten
	(1) Anbauvereinigungen, ihre vertretungsberechtigten Personen, entgeltlich Beschäftigten und Mitglieder haben Maßnahmen nach den §§ 27 und 28 zu dulden und die zuständige Behörde sowie die von dieser beauftragten Personen bei der Erfüllung ihrer Aufga...
	(2) Anbauvereinigungen, ihre vertretungsberechtigten Personen, entgeltlich Beschäftigten und Mitglieder haben der zuständigen Behörde und den von dieser beauftragten Personen auf Verlangen Auskünfte, die zur Erfüllung der Aufgaben nach § 27 erforderli...

	§ 30
	Verordnungsermächtigung
	Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Anzahl der Anbauvereinigungen, die in einem Kreis oder einer kreisfreien Stadt eine Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 erhalten dürfen, auf eine je 6.000 Einwohnerinnen und Einwohner zu beg...
	Anmerkung:
	Warum eine derartige Einschränkung erforderlich ist, erschließt sich nicht. Eine solche Regelung würde ausschließlich zu Folgeproblemen führen, aus diesem Grunde sollte darauf verzichtet werden.



	Kapitel 5
	Gewerblicher Anbau von Nutzhanf
	§ 31
	Anbau von Nutzhanf durch Unternehmen der Landwirtschaft
	Mit Ausnahme von § 9 Absatz 1 Nummer 2 ist der Anbau von Nutzhanf nur erlaubt, wenn er durch Unternehmen der Landwirtschaft erfolgt, die die Voraussetzungen des § 1 Absatz 4 des Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte erfüllen oder durch Unter...

	§ 32
	Überwachung des gewerblichen Anbaus von Nutzhanf
	(1) Der Anbau von Nutzhanf durch Unternehmen der Landwirtschaft unterliegt der Überwachung durch die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung.
	(2) Artikel 5 Unterabsatz 1 und 2 sowie Anhang I der Delegierten Verordnung (EU) 2022/126 der Kommission vom 7. Dezember 2021 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2021/2115 des Europäischen Parlaments und des Rates um zusätzliche Anforderungen für bestim...

	§ 33
	Anzeige des gewerblichen Anbaus von Nutzhanf
	(1) Der Anbau von Nutzhanf durch Unternehmen der Landwirtschaft ist bis zum 1. Juli des Anbaujahres der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung anzuzeigen.
	(2) Für die Anzeige nach Absatz 1 ist das von der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung herausgegebene amtliche Formblatt zu verwenden. Die Anzeige muss enthalten:
	1. den Namen, den Vornamen und die Anschrift des Landwirtes, bei juristischen Personen den Namen des Unternehmens der Landwirtschaft sowie des gesetzlichen Vertreters oder der gesetzlichen Vertreterin,
	2. die dem Landwirt oder Unternehmen der Landwirtschaft von der zuständigen Berufsgenossenschaft zugeteilte Mitglieds- oder Katasternummer,
	3. die Sorte des Nutzhanfs unter Beifügung der amtlichen Etiketten, soweit diese nicht im Rahmen der Regelungen über die Direktzahlungen der zuständigen Landesbehörde vorgelegt worden sind,
	4. die Aussaatfläche in Hektar und Ar unter Angabe der Flächenidentifikationsnummer; ist diese nicht vorhanden, können die Katasternummer oder sonstige die Aussaatfläche kennzeichnende Angaben, die von der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährun...

	(3) Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung übersendet eine von ihr abgezeichnete Ausfertigung der Anzeige unverzüglich dem Antragsteller. Sie hat ferner eine Ausfertigung der Anzeige den zuständigen Polizeibehörden und Staatsanwaltschaften...

	§ 34
	Befugnisse der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
	(1) Bei Verstößen gegen dieses Gesetz kann die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung den nach § 33 anzeigepflichtigen Anbau von Nutzhanf untersagen. Ferner ist die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung befugt
	1. Unterlagen über den Anbau von Nutzhanf durch Unternehmen der Landwirtschaft einzusehen und hieraus Abschriften oder Ablichtungen anzufertigen, soweit sie für die Sicherheit des Anbaus von Nutzhanf durch Unternehmen der Landwirtschaft von Bedeutung ...
	2. von dem Unternehmen der Landwirtschaft, das Nutzhanf anbaut, alle erforderlichen Auskünfte zu verlangen, die für die Sicherheit des Anbaus von Nutzhanf durch Unternehmen der Landwirtschaft erforderlich sind,
	3. Grundstücke, auf denen der Anbau von Nutzhanf durch Unternehmen der Landwirtschaft durchgeführt wird, zu betreten und zu besichtigen, wobei sich die von der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung beauftragte Person davon zu überzeugen hat, ...
	4. vorläufige Anordnungen zu treffen, soweit es zur Verhütung dringender Gefahren für die Sicherheit oder Kontrolle des Anbaus von Nutzhanf durch Unternehmen der Landwirtschaft geboten ist. Zum gleichen Zweck darf die Bundesanstalt für Landwirtschaft ...

	(2) Soweit es zur Durchführung der Vorschriften über den Anbau von Nutzhanf durch Unternehmen der Landwirtschaft erforderlich ist, ist die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung befugt, gegen Empfangsbestätigung Proben nach ihrer Auswahl zum Z...
	(3) Hinsichtlich der Maßnahmen gemäß den Absätzen 1 und 2 gelten die Duldungs- und Mitwirkungspflichten gemäß § 29 entsprechend.


	Kapitel 6
	Zuständigkeiten
	§ 35
	Zuständigkeiten und Zusammenarbeit der Behörden
	(1) Für die Erteilung der Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 und die behördliche Überwachung nach § 27 sind die Behörden des Landes örtlich zuständig, in dem die Anbauvereinigung ihren Sitz hat. Liegen der Sitz und Teile des befriedeten Besitztums einer Anb...
	(2) Die Länder stellen sicher, dass ihre zuständigen Behörden die Aufgaben nach diesem Gesetz ordnungsgemäß wahrnehmen können. Die zuständigen Behörden haben sich gegenseitig die für den Vollzug des Gesetzes zuständigen Stellen mitzuteilen und sich im...


	Kapitel 7
	Straf- und Bußgeldvorschriften, Rehabilitierungsmaßnahmen
	Abschnitt 1
	Strafvorschriften
	§ 36
	Strafvorschriften
	(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer
	1. entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 1 oder § 3 Absatz 1 Satz 1 mehr als 25 Gramm Cannabis besitzt,
	2. entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 2 oder § 9 Absatz 1 Nummer 1 mehr als drei weibliche Cannabispflanzen gleichzeitig anbaut,
	3. entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 3 mit Cannabis Handel treibt,
	4. entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 4 Cannabis veräußert,
	5. entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 5 Cannabis einführt, ausführt oder durchführt,
	6. entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 6 Cannabis abgibt oder weitergibt, es sei denn, die Abgabe oder Weitergabe erfolgt unentgeltlich und nicht gewerblich aus dem privaten Eigenanbau an Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, im Bereich der Wohnu...
	7. entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 7 Cannabis sonst in Verkehr bringt,
	8. entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 8 mehr als 25 Gramm Cannabis erwirbt,
	9. entgegen § 2 Absatz 2 Cannabinoide extrahiert,
	10. Cannabis weitergibt entgegen
	11. ohne Erlaubnis nach § 11 Absatz 1 Cannabis anbaut oder weitergibt,
	12. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 1 Cannabis anbaut,

	(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, 3 bis 9, 10 Buchstabe b, Nummer 11 und 12 ist der Versuch strafbar.
	(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter
	1. in den Fällen des Absatz 1 Nummer 3 bis 7 oder 9 bis 12 gewerbsmäßig handelt,
	2. durch eine in Absatz 1 Nummer 2 bis 7 oder 9 bis 12 bezeichnete Handlung die Gesundheit mehrerer Menschen gefährdet,
	3. als Person über 21 Jahre eine in Absatz 1 Nummer 1 genannte Handlung begeht und dabei Cannabis an ein Kind oder einen Jugendlichen abgibt oder
	4. Straftat nach Absatz 1 Nummer 1 bis 12 begeht und sich die Handlung auf eine nicht geringe Menge bezieht.

	(4) Mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr, in minder schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer
	1. im Fall des Absatz 3 Nummer 3 gewerbsmäßig handelt,
	2. als Person über 21 Jahre eine Person unter 18 Jahren bestimmt, eine in Absatz 1 Nummer 3 bis 7 oder 9 bis 11 genannte Handlung zu begehen oder eine solche Handlung zu fördern,
	3. eine in Absatz 1 Nummer 2, 3 oder 11 genannte Handlung begeht und dabei als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat, oder
	4. eine Schusswaffe oder einen sonstigen Gegenstand mit sich führt, der seiner Art nach zur Verletzung von Personen geeignet und bestimmt ist, und

	(5) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 4 bis 8, Nummer 10 Buchstabe b, Nummer 11 oder 12 fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.
	Anmerkung:
	Verstöße gegen das Besitzverbot und die Pflanzenanzahl sollte im Sinne einer umfassenden Liberalisierung ausschließlich als Ordnungswidrigkeiten gelten.
	Der Begriff der „nicht geringe Menge“ ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, der durch die Rechtsprechung ausgefüllt werden muss. Wie wir aus der Vergangenheit wissen, hat dies zu zahlreichen Problemen, insbesondere einer restriktiven Auslegung, geführt....

	§ 37
	Strafmilderung und Absehen von Strafe
	Das Gericht kann die Strafe nach § 49 Absatz 1 des Strafgesetzbuches mildern, oder, wenn der Täter keine Freiheitsstrafe von mehr als drei Jahren verwirkt hat, von der Strafe absehen, wenn der Täter
	1. durch freiwilliges Offenbaren seines Wissens wesentlich dazu beigetragen hat, dass eine Straftat nach § 36, die mit seiner Tat im Zusammenhang steht, aufgedeckt werden konnte, oder
	2. freiwillig sein Wissen so rechtzeitig einer Dienststelle offenbart, dass eine Straftat nach § 36 Absatz 4, die mit seiner Tat in Zusammenhang steht und von deren Planung er weiß, noch verhindert werden kann.



	Abschnitt 2
	Bußgeldvorschriften
	§ 38
	Bußgeldvorschriften
	(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
	1. entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 1 oder § 3 Absatz 1 Satz 1 mehr als 50 Gramm Cannabis besitzt,
	2. entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 2 oder § 9 Absatz 1 Nummer 1 mehr als drei weibliche blühende Cannabispflanzen gleichzeitig anbaut,
	3. entgegen § 5 Absatz 2 Satz 1 oder Satz 2 Cannabis konsumiert,
	4. entgegen § 6 für Cannabis oder für Anbauvereinigungen wirbt oder Sponsoring betreibt,
	5. entgegen § 9 Absatz 1 Nummer 2 mehr als drei weibliche Nutzhanfpflanzen gleichzeitig anbaut,
	6. entgegen § 10 Absatz 1 oder § 22 Absatz 1 Satz 1 Cannabis oder Vermehrungsmaterial nicht oder nicht richtig vor dort genanntem Zugriff schützt,
	7. entgegen § 11 Absatz 6 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht unverzüglich macht,
	8. einer vollziehbaren Auflage nach § 13 Absatz 4 zuwiderhandelt,
	9. entgegen § 17 Absatz 1 Satz 3 einen sonstigen entgeltlichen Beschäftigten oder einen Dritten beauftragt,
	10. einer Rechtsverordnung nach § 17 Absatz 4 oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,
	11. entgegen § 18 Absatz 3 nicht weitergabefähiges Cannabis oder nicht weitergabefähiges Vermehrungsmaterial nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vernichtet,
	12. entgegen § 19 Absatz 2 Satz 2 oder § 20 Absatz 2 nicht sicherstellt, dass eine Kontrolle des Alters erfolgt,
	13. entgegen § 19 Absatz 2 Satz 2 nicht sicherstellt, dass eine Kontrolle der Mitgliedschaft erfolget,
	14. entgegen § 19 Absatz 4 Satz 3 Cannabis versendet oder liefert,
	15. entgegen § 20 Absatz 2 nicht sicherstellt, dass eine Kontrolle des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts erfolgt,
	16. entgegen § 20 Absatz 3 Samen oder Stecklinge weitergibt,
	17. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 1 Cannabis weitergibt,
	18. entgegen § 21 Absatz 1 Satz 2 Tabak, Nikotin oder Lebensmittel weitergibt,
	19. entgegen § 21 Absatz 2 Satz 1 Cannabis oder Vermehrungsmaterial weitergibt,
	20. entgegen § 21 Absatz 2 Satz 3, auch in Verbindung mit § 21 Absatz 2 Satz 4, § 21 Absatz 3 Satz 2 und Satz 3,  eine dort genannte Information nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt,
	21. entgegen § 22 Absatz 1 Satz 2 ein befriedetes Besitztum nicht, nicht richtig oder nicht vollständig sichert,
	22. entgegen § 22 Absatz 2 Satz 1 Cannabis oder Vermehrungsmaterial lagert oder verbringt,
	23. entgegen § 23 Absatz 1 erster Halbsatz Zutritt gewährt,
	24. entgegen § 23 Absatz 1 zweiter Halbsatz Vermehrungsmaterial weitergibt,
	25. entgegen § 23 Absatz 2 Satz 1 das befriedete Besitztum von Anbauvereinigungen nach außen erkennbar macht,
	26. entgegen § 23 Absatz 3 Anbauflächen oder außerhalb von Innenräumen genutzte Gewächshäuser nicht, nicht richtig oder nicht vollständig gegen eine Einsicht von außen schützt,
	27. entgegen § 26 Absatz 7 eine Information nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig gibt,
	28. entgegen § 29 Absatz 1 Satz 1 eine dort genannte Maßnahme nicht duldet,
	29. entgegen § 29 Absatz 2 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder
	30. entgegen § 33 Absatz 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet.
	31. entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 8 mehr als 25 Gramm Cannabis erwirbt,

	(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3, 31 mit einer Geldbuße bis zu 5.000€ geahndet werden, in den Fällen von 6, 8, 9, 9, 12, 14, 16 bis 19 und 21 bis 26 mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro und in den üb...
	(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist im Fall von Absatz 1 Nummer 30 die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung.
	Anmerkung:
	Die Bußgeldvorschriften sind um die ehemals als Strafvorschriften behandelten Tatbestände zu ergänzen.
	Aufgrund der veränderten gefahren Beurteilung im Hinblick auf Cannabis sind die Geldbußen deutlich zu reduzieren.


	Abschnitt 3
	Einziehung und Führungsaufsicht
	§ 39
	Einziehung
	Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach § 36 oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 38 bezieht, können eingezogen werden. § 74a des Strafgesetzbuches und § 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind anzuwenden.

	§ 40
	Führungsaufsicht
	In den Fällen des § 36 Absatz 4 kann das Gericht Führungsaufsicht anordnen.


	Abschnitt 4
	Besondere Regelungen bei Vorliegen einer cannabisbezogenen Abhängigkeitserkrankung
	§ 41
	Zurückstellung der Strafvollstreckung
	(1) Ist jemand wegen einer Straftat zu einer Freiheitsstrafe von nicht mehr als zwei Jahren verurteilt worden und ergibt sich aus den Urteilsgründen oder steht sonst fest, dass er die Tat auf Grund einer cannabisbezogenen Abhängigkeitserkrankung began...
	(2) Gegen die Verweigerung der Zustimmung durch das Gericht des ersten Rechtszuges steht der Vollstreckungsbehörde die Beschwerde nach dem Zweiten Abschnitt des Dritten Buches der Strafprozessordnung zu. Der Verurteilte kann die Verweigerung dieser Zu...
	(3) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn
	1. auf eine Gesamtfreiheitsstrafe von nicht mehr als zwei Jahren erkannt worden ist oder
	2. auf eine Freiheitsstrafe oder Gesamtfreiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren erkannt worden ist und ein zu vollstreckender Rest der Freiheitsstrafe oder der Gesamtfreiheitsstrafe zwei Jahre nicht übersteigt

	(4) Der Verurteilte ist verpflichtet, zu Zeitpunkten, die die Vollstreckungsbehörde festsetzt, den Nachweis über die Aufnahme und über die Fortführung der Behandlung zu erbringen; die behandelnden Personen oder Einrichtungen teilen der Vollstreckungsb...
	(5) Die Vollstreckungsbehörde widerruft die Zurückstellung der Vollstreckung, wenn die Behandlung nicht begonnen oder nicht fortgeführt wird und nicht zu erwarten ist, dass der Verurteilte eine Behandlung derselben Art alsbald beginnt oder wieder aufn...
	(6) Die Zurückstellung der Vollstreckung wird auch widerrufen, wenn
	1. bei nachträglicher Bildung einer Gesamtstrafe nicht auch deren Vollstreckung nach Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 3 zurückgestellt wird oder
	2. eine weitere gegen den Verurteilten erkannte Freiheitsstrafe oder freiheitsentziehende Maßregel der Besserung und Sicherung zu vollstrecken ist.

	(7) Hat die Vollstreckungsbehörde die Zurückstellung widerrufen, so ist sie befugt, zur Vollstreckung der Freiheitsstrafe oder der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt einen Haftbefehl zu erlassen. Gegen den Widerruf kann die Entscheidung des Ger...

	§ 42
	Anrechnung und Strafaussetzung zur Bewährung
	(1) Ist die Vollstreckung zurückgestellt worden und hat sich der Verurteilte in einer staatlich anerkannten Einrichtung behandeln lassen, so wird die vom Verurteilten nachgewiesene Zeit seines Aufenthaltes in dieser Einrichtung auf die Strafe angerech...
	(2) Ist die Vollstreckung zurückgestellt worden und hat sich der Verurteilte einer anderen als der in Absatz 1 bezeichneten Behandlung seiner Abhängigkeitserkrankung unterzogen, so setzt das Gericht die Vollstreckung der Freiheitsstrafe oder des Straf...
	(3) Hat sich der Verurteilte nach der Tat einer Behandlung seiner Abhängigkeit unterzogen, so kann das Gericht, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 nicht vorliegen, anordnen, dass die Zeit der Behandlung ganz oder zum Teil auf die Strafe an...
	(4) Die §§ 56a bis 56g und 57 Absatz 5 Satz 2 des Strafgesetzbuches gelten entsprechend.
	(5) Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 bis 3 trifft das Gericht des ersten Rechtszuges ohne mündliche Verhandlung durch Beschluss. Die Vollstreckungsbehörde, der Verurteilte und die behandelnden Personen oder Einrichtungen sind zu hören. Gegen die...

	§ 43
	Absehen von der Erhebung der öffentlichen Klage
	(1) Steht ein Beschuldigter in Verdacht, eine Straftat auf Grund einer cannabisbezogenen Abhängigkeitserkrankung begangen zu haben, und ist keine höhere Strafe als eine Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu erwarten, so kann die Staatsanwaltschaft mit...
	1. die Behandlung nicht bis zu ihrem vorgesehenen Abschluss fortgeführt wird,
	2. der Beschuldigte den nach Satz 2 geforderten Nachweis nicht führt,
	3. der Beschuldigte eine Straftat begeht und dadurch zeigt, dass die Erwartung, die dem Absehen von der Erhebung der öffentlichen Klage zugrunde lag, sich nicht erfüllt hat, oder
	4. auf Grund neuer Tatsachen oder Beweismittel eine Freiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren zu erwarten ist.

	(2) Ist die Klage bereits erhoben, so kann das Gericht mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft das Verfahren bis zum Ende der Hauptverhandlung, in der die tatsächlichen Feststellungen letztmals geprüft werden können, vorläufig einstellen. Die Entscheidu...
	(3) Die in § 172 Absatz 2 Satz 3 Strafprozessordnung, § 396 Absatz 3 Strafprozessordnung und § 467 Absatz 5 der Strafprozessordnung zu § 153a der Strafprozessordnung getroffenen Regelungen gelten entsprechend.

	§ 44
	Jugendliche und Heranwachsende
	(1) Bei Verurteilung zu einer Jugendstrafe gelten die §§ 41 und 42 entsprechend. Neben der Zusage des Jugendlichen nach § 41 Absatz 1 Satz 1 bedarf es auch der Einwilligung der Erziehungsberechtigten und der gesetzlichen Vertreter. Im Fall des § 41 Ab...
	(2) § 43 gilt für zur Zeit der Tat Jugendliche und Heranwachsende entsprechend. Die §§ 45 und 47 des Jugendgerichtsgesetzes bleiben unberührt.


	Abschnitt 5
	Tilgung von Eintragungen im Bundeszentralregister
	§ 45
	Tilgungsfähige Eintragungen im Bundeszentralregister
	(1) Eine Eintragung im Bundeszentralregister über eine Verurteilung nach § 29 des Betäubungsmittelgesetzes ist tilgungsfähig, wenn der angewendete Tatbestand oder die angewendeten Tatbestände nicht auch den Handel mit Cannabis betreffen.
	(2) Eine Eintragung im Bundeszentralregister über eine Verurteilung nach § 29 des Betäubungsmittelgesetzes ist darüber hinaus tilgungsfähig, wenn
	1. die verurteilte Person wegen des unerlaubten Umgangs mit Cannabis oder Vermehrungsmaterials strafgerichtlich verurteilt worden ist und
	2. das geltende Recht

	(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 sind auch solche Eintragungen im Bundeszentralregister tilgungsfähig, die auf Entscheidungen beruhen, durch die nachträglich aus mehreren Einzelstrafen aufgrund von Verurteilungen nach § 29 des Betäubungsmi...
	(4) Ist die Person in einer Verurteilung nach § 29 des Betäubungsmittelgesetzes auch wegen Taten verurteilt worden, für die das Recht weiterhin Strafe vorsieht, so ist die Tilgung einer auf dieser Verurteilung beruhenden Eintragung im Bundeszentralreg...
	Anmerkung:
	Um eine umfassende Rehabilitierung von ehemals wegen Cannabis verurteilten Personen zu erreichen, wird die Regelung in Abs. 1 vorgeschlagen. Sofern kein Handel mit Cannabis erfolgt ist, können die Eintragungen getilgt werden. So werden auch Sachverhal...

	§ 46
	Feststellung der Tilgungsfähigkeit von Eintragungen im Bundeszentralregister
	(1) Die Staatsanwaltschaft stellt auf Antrag der verurteilten Person fest, ob eine die Person betreffende Eintragung im Bundeszentralregister nach § 45 tilgungsfähig ist.
	(2) Im Rahmen der Feststellung durch die Staatsanwaltschaft nach Absatz 1 genügt es zum Nachweis der Voraussetzungen nach § 45 Absatz 1 oder § 45 Absatz 2, wenn diese durch die verurteilte Person glaubhaft gemacht werden. Zur Glaubhaftmachung kann die...
	(3) Die örtliche Zuständigkeit der Staatsanwaltschaft bestimmt sich nach dem Gericht, das im ersten Rechtszug die in § 45 Absatz 1 Nummer 1 genannte Verurteilung ausgesprochen oder die Entscheidung nach § 45 Absatz 2 erlassen hat. Lässt sich diese Sta...
	(4) Nimmt die Staatsanwaltschaft eine zu Unrecht getroffene Feststellung nach Absatz 1 zurück, so teilt sie der Registerbehörde die Rücknahme und die nach § 5 des Bundeszentralregistergesetzes erforderlichen Daten für die im Bundeszentralregister vorz...

	§ 47
	Verfahren zur Tilgung von Eintragungen aus dem Bundeszentralregister
	(1) Stellt die Staatsanwaltschaft die Tilgungsfähigkeit einer Eintragung im Bundeszentralregister über eine strafgerichtliche Verurteilung oder über eine strafgerichtliche Entscheidung nach § 46 fest, so hat sie dies der Registerbehörde und der verurt...
	(2) Eintragungen im Bundeszentralregister über strafgerichtliche Verurteilungen oder Entscheidungen, deren Tilgungsfähigkeit nach § 46 durch die Staatsanwaltschaft festgestellt und von dieser der Registerbehörde mitgeteilt worden ist, sind durch die R...


	Kapitel 8
	Schlussvorschriften
	§ 48
	Evaluation des Gesetzes
	(1) Die gesellschaftlichen Auswirkungen dieses Gesetzes, insbesondere auf den Kinder- und Jugendschutz, den Gesundheitsschutz und auf die cannabisbezogene Kriminalität, sind zu evaluieren. Die Evaluation soll begleitend zum Vollzug des Gesetzes erfolg...
	(2) Das Bundesministerium für Gesundheit beauftragt unabhängige Dritte mit der Durchführung der Evaluation. Spätestens bis … [einsetzen: Angabe des Tages und Monats des Inkrafttretens nach Artikel 12 Absatz 1 dieses Gesetzes sowie die Jahreszahl des v...
	(3) Zur Unterstützung der Evaluation übermitteln die zuständigen Behörden jährlich bis zum 31. Januar des Folgejahres die ihnen im vorangegangenen Kalenderjahr nach § 26 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 und Absatz 4 Satz 1 übermittelten Angaben  an eine vom ...
	(4) Die Anbauvereinigungen sollen die Evaluation unterstützen, indem sie Befragungen ihrer Mitglieder, der vertretungsberechtigten Personen und entgeltlich Beschäftigten durch den mit der Evaluation beauftragten Dritten ermöglichen.
	Artikel 1a
	Änderung des Straßenverkehrsgesetzes
	Das Straßenverkehrsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), das zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 2. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 24 a, Änderung der Überschrift:
	§ 24a 0,5 Promille-Grenze, Cannabis
	Abs. 1 wird wie folgt geändert:
	(1) Ordnungswidrig handelt, wer im Straßenverkehr ein Kraftfahrzeug führt, obwohl er 0,25 mg/l oder mehr Alkohol in der Atemluft oder 0,5 Promille oder mehr Alkohol im Blut oder eine Alkoholmenge im Körper hat, die zu einer solchen Atem- oder Blutalko...




	Artikel 2
	Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung
	Die Fahrerlaubnis-Verordnung vom 13. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1980), die zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 2. März 2023 (BGBl. I Nr. 56 geändert worden ist), wird wie folgt geändert:
	1. § 14 wird wie folgt geändert:
	2. In Anlage 4 wird in Ziffer 9.1, in der ersten Spalte die Angabe „ausgenommen Cannabis“ gestrichen, ebenso wird Cannabis in 9.2 gestrichen.
	3. In Anlage 4a Ziffer 1 Buchstabe f werden jeweils die Wörter „Alkohol oder Betäubungsmittel oder Arzneimittel“ durch die Wörter „Alkohol oder Betäubungsmittel oder Cannabis oder Arzneimittel“ ersetzt.
	4. § 13 wird um Cannabis ergänzt und wie folgt geändert:



	§ 13 Klärung von Eignungszweifeln bei Alkoholproblematik und problematischem Cannabiskonsum
	Anmerkung:
	Die Führerscheinfrage muss bei Erlass des neuen Cannabisgesetzes umgehend mit geregelt werden, da sich ansonsten die Situation für Konsumentinnen und Konsumenten nicht verbessert, und weiterhin das Führerscheinrecht als Ersatzstrafrecht missbraucht we...
	Der vorliegende Vorschlag berücksichtigt in einer einfachen Ergänzung des § 24 a StVG die Tatsache, dass auch nicht berauschte Fahrer THC im Blut aufweisen können, und zwar noch tagelang nach einem Konsum. Der bisher geltende Grenzwert von 1ng ist led...
	Im Übrigen muss dann von den Strafverfolgungsbehörden eine Rauschfahrt konkret nachgewiesen werden.
	Der Eintrag für Cannabis in Anlage 4 der Fahrerlaubnisverordnung sollte analog zu Alkohol formuliert werden.


